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Vorwort VorwortVorwort

Die Gründung unserer NATIONAL-BANK jährt sich. Einhundert Jahre sind 
vergangen, seit mutige Männer der christlichen Gewerkschaft sbewegung den 
Entschluss gefasst hatten, in Berlin unsere Bank zu errichten, um ihren Sitz – 
planmäßig – kurze Zeit später nach Essen zu verlegen. Es ist ein besonderes 
Ereignis, über das wir uns freuen dürfen. Es markiert einen Abschnitt, den 
wir bei aller Bescheidenheit als erfolgreich bezeichnen dürfen.

Es ist zugleich der Anlass, die Geschichte unserer NATIONAL-BANK 
erneut wissenschaft lich untersuchen zu lassen. Nicht etwa, weil in der Ver-
gangenheit etwas vergessen oder übersehen worden ist, sondern weil die 
historische Forschung, auch bei als aufgeklärt oder erklärt geltenden Sach-
verhalten über den Lauf der Zeit zu neuen Erkenntnissen gelangt. Dabei ist 
die Beschäft igung und Auseinandersetzung mit der eigenen Geschichte, ge-
rade in einem Umfeld politischer und wirtschaft licher Umbrüche, von sub-
stanzieller Bedeutung, denn jeder, der am Wirtschaft sleben teilnimmt, weiß 
um die Notwendigkeit des ständigen Erneuerns. Sprach Martin Luther einst 
von der «ecclesia semper reformanda», so gilt heute angesichts des sich 
rasch und in Quantensprüngen verändernden Umfelds das Gebot der «eco-
nomia semper reformanda».

Diese Einstellung haben wir uns zu eigen gemacht. Als mittelständisch 
geprägtes Institut ist die NATIONAL-BANK seit Jahrzehnten profi tabel und 
rentabel. Dividendenkontinuität ist für uns ebenso der Anspruchsbeweis 
wie der sorgsame Umgang mit unserem Ruf. Wir schützen ihn wie ein Juwel, 
eine Selbstverständlichkeit für jeden ordentlichen Kaufmann. Dennoch, 
 Demut kommt vor Hochmut. Wir wissen um die Verantwortung, die uns in 
die Hände gelegt worden ist. Und wir wissen um die Aufgabe, sie eines fer-
nen Tages in die Hände der uns folgenden Generation zu legen. Bis dahin 
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gilt es, weiterhin nachhaltig und mit Augenmaß zu wachsen, um die Bank in 
einem noch besseren Zustand zu übergeben, als wie sie ohnehin schon über-
nehmen durft en; alles stets in der Gewissheit, dass wir keine Gutsherren, 
sondern Gutsverwalter sind. Diese Einstellung prägt nicht unser unterneh-
merisches Selbstverständnis, sondern es ist Teil unserer kulturellen Identität.

Sowohl für die Erforschung als auch die Dokumentation unserer Ge-
schichte war die wissenschaft liche Unabhängigkeit eine conditio sine qua 
non. Es ging nicht darum, die Bank illuminieren zu lassen, denn auch wir 
haben in der Vergangenheit Fehlentscheidungen getroff en und Risiken 
 unzutreff end eingeschätzt. Zum Glück war das Allermeiste jedoch das 
 Ergebnis kluger Analysen und Entscheidungen, auch wenn manches von 
Zufälligem geprägt und rückblickend betrachtet tatsächlich nur weniges die 
Folge falscher Urteile gewesen ist. Eine Untersuchung unserer einhundert-
jährigen Geschäft stätigkeit, eingebettet in die politischen und wirtschaft -
lichen, sozialen und regionalen Verhältnisse ihrer Zeit, war deshalb unser 
Ziel.

Diese Arbeit steht neben dem wichtigen Werk «Der Bank- und Börsen-
platz Essen», das, 2018 erschienen, aus historischer Perspektive die fi nanz-
wirtschaft lichen, infrastrukturellen und wettbewerblichen Rahmenbedin-
gungen der Ruhrmetropole unter die Lupe genommen hat. Beide For-
schungsprojekte wurden von uns initiiert und fi nanziert. Sie sind nicht nur 
Ausdruck eines starken kulturellen und gesellschaft lichen Engagements 
unserer NATIO NAL-BANK, sondern ein Refl ex auf die geschichtliche Ver-
antwortung in der Führung eines Unternehmens. Daneben ist es die Bedeu-
tung des Gewesenen für das Verständnis des Heutigen. Geschichte können 
wir nicht vermeiden, Geschichtsbewusstsein zu entwickeln ist deshalb un-
verzichtbar. Zu oft  scheint vergessen: Nicht alles, was alt ist, ist unmodern. 
Das gilt besonders für die Geschichte – zumal die eigene. Dies umso mehr, 
als die Erkenntnis, «Zukunft  braucht Herkunft » in einer von Umbrüchen 
gekennzeichneten Zeit unverändert Bestand hat.

Unser Dank gilt Herrn Professor Dr. Joachim Scholtyseck von der Rhei-
nischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, der sich dem Anspruch ge-
stellt hat, die einmalige Geschichte unserer NATIONAL-BANK noch um-
fassender zu erforschen und zu dokumentieren. Die Zusammenarbeit war 
gleichermaßen erbaulich wie konstruktiv wie bei der gemeinsam mit Patrick 
Bormann M. A. verfassten Geschichte des Bank- und Börsenplatzes Essen. 
Einen weiteren Dank schulden wir unseren Eigentümerinnen und Eigen-
tümern, denen unsere Bank gehört und die uns die Grundlage unserer 
 Geschäft stätigkeit, das Kapital, zur Verfügung stellen. Ihr seit Jahren großer 
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Zuspruch ist ein Privileg für uns, über das wir uns freuen. Unser großer 
Dank gilt aber auch unseren Kundinnen und Kunden, die uns vertrauen und 
mit denen wir gemeinsam weiter wachsen. Das Versprechen «Mehr. Wert. 
Erfahren.» wird für uns auch zukünft ig Anspruch und Verpfl ichtung sein. 
Schließlich danken wir allen aktiven und ehemaligen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern, die unsere NATIONAL-BANK zu dem gemacht haben, was 
sie heute ist: eine von Solidität, Stabilität und Zuverlässigkeit getragene Bank 
in Nordrhein-Westfalen und eine der erfolgreichsten unabhängigen Regio-
nalbanken in Deutschland.

Ad multos annos!

Der Vorstand



Ein Blick in die Schalterhalle der National-Bank am Theaterplatz in den 1970er 
 Jahren. Gut zu erkennen ist der Zugang zur «Stahlkammer» für Wertpapiere, 
die für den Neubau des Jahres 1952 eingerichtet worden war. Diese Räumlich-
keiten wurden angesichts der Expansion der Bank inzwischen überwiegend von 
der  Verwaltung genutzt. 



 Einleitung EinleitungEinleitung

Die National-Bank blickt, wenn sie im Jahr 2021 ihr 100-jähriges Jubiläum 
feiert, im Grunde auf drei Unternehmensgeschichten zurück, die unter-
schiedlicher nicht sein könnten: eine erste Periode, in der sie 1921 als Bank 
der christlichen Gewerkschaft en gegründet wurde und in dieser Rolle bis 
1933 als Bank für die «kleinen Leute» in der Weimarer Demokratie arbeitete; 
eine zweite Periode, in der sie als eine personell völlig umgewandelte Mittel-
standsbank im Dienste des «Dritten Reiches» agierte, und schließlich eine 
dritte Periode seit 1945, in der sie nach den materiellen Zerstörungen des 
Kriegs, anknüpfend an manche Traditionen der vorherigen Jahrzehnte, als 
bedeutende Bank regionalen Zuschnitts eine Facette der «Erfolgsgeschichte» 
der Bundesrepublik Deutschland repräsentiert.

Diese in der deutschen Bankenlandschaft  wohl einmalige Geschichte, 
die das klassische deutsche Drei-Säulen-Prinzip – private Geschäft sbanken, 
öff entlich-rechtliche Kreditinstitute und Kreditgenossenschaft en – in man-
cher Hinsicht ergänzt, ist einen näheren Blick wert. Sie wissenschaft lich auf 
dem neuesten Stand der Forschung darzustellen und die Brüche und Konti-
nuitäten zu skizzieren, soll mit dieser Studie geleistet werden. Sie knüpft  an 
zwei Vorarbeiten an: erstens an die im Jahr 2011 erschienene und inzwischen 
in zweiter Aufl age vorliegende Geschichte zum 90-jährigen Bestehen der 
Bank1 sowie zweitens an die Geschichte des Bank- und Börsenplatzes Essen, 
die 2018 auf den Markt kam und die Finanzwelt der Stadt seit dem Ende des 
18. Jahrhunderts in den Blick nimmt und kontextualisiert.2

Der Vorstand der National-Bank hatte sich im Jahr 2008 aus eigenem 
Erkenntnisinteresse entschlossen, erstmals die historischen Wurzeln und die 
Entwicklung der Bank freizulegen und wissenschaft lich nachzeichnen zu 
lassen. Zuvor hatte es immer wieder aus der Bank heraus Vorstöße gegeben, 
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die eigene Geschichte besser zu erforschen. Aus verschiedenen Gründen war 
diesen Bemühungen kein Erfolg beschieden gewesen: Zu groß war nach 1945 
die Sorge, mit der eigenen Vergangenheit der Jahre zwischen 1933 und 1945 
konfrontiert zu werden. Selbst der Name National-Bank konnte in diesem 
Sinn zu eher unangenehmen Erinnerungen Anlass geben, ja es war gelegent-
lich sogar überlegt worden, diesen in der Bundesrepublik scheinbar nicht 
mehr zeitgemäßen Namen abzulegen und durch eine unverfänglichere Neu-
schöpfung zu ersetzen.

Sich nicht allzu intensiv mit der eigenen Geschichte zu befassen, hatte 
durchaus Tradition. Industrieunternehmen und Banken haben bis in die 
1990er-Jahre hinein oft mals eher unkritische Bestandsaufnahmen vorgelegt, 
in der unliebsame Kapitel der eigenen Geschichte bisweilen recht diskret 
 abgehandelt wurden oder gar ganz wegfi elen. All dies mündete in eine weit-
verbreitete «Exkulpationssolidarität».3 Die Festschrift en polierten häufi g die 
Geschichte auf, hatten hagiographischen Charakter und entsprachen eher 
dem Genre einer Jubelschrift  als geschichtswissenschaft lichen Studien  – 
wenn sie nicht ohnehin Arbeiten waren, deren Zweck eher in der glorifi zie-
renden Selbstdarstellung als in der kritischen Analyse bestand.4 Wirklich 
unabhängige Bankgeschichten waren selten, weil man in den Chefetagen der 
Bankinstitute das Risiko scheute, mit unangenehmen Ergebnissen ins Ram-
penlicht der Öff entlichkeit zu treten. Freien Zugang zu den Quellen gewährte 
man niemandem, «der sich nicht als ideologisch absolut zuverlässig» er-
wies.5

Auf dem Feld der Bankengeschichte brachte erst die unabhängige Studie 
über die Geschichte der Deutschen Bank in den 1990er-Jahren einen Durch-
bruch.6 Der unabhängige Zugang zu den Akten der düsteren Kapitel des 
«Dritten Reichs» kam einem Paradigmenwechsel gleich: Er führte dazu, dass 
die Off enlegung der eigenen Vergangenheit entgegen früheren Befürchtun-
gen als ein Zeichen von Transparenz verstanden wurde. In der Folge haben 
zahlreiche weitere Bankinstitute ihre Archive geöff net. Die Literatur zur 
Bankgeschichte, so ist kürzlich konstatiert worden, «hat in den vergangenen 
Jahren geradezu rasant an Umfang gewonnen».7

War noch im Jahr 1998 in einem einschlägigen Findbuch zu den Archi-
ven der deutschen Kreditwirtschaft  zu lesen, bei der National-Bank sei die 
Benutzung der Archivbestände «nicht gestattet»,8 so hat sich dies inzwischen 
vollständig geändert. Für die Zeit vor 1945 ist die Überlieferung zu ihrer 
 Geschichte befriedigend, obwohl nicht alle Vorgänge auf Aktenbasis nach-
vollzogen werden konnten. Von den Geschäft sberichten fehlen im Archiv 
der National-Bank lediglich diejenigen aus den Jahren 1923 bis 1930. Die 
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 Sitzungsprotokolle des Aufsichtsrats sind aus der Zeit seit der Umbenen-
nung der Bank am 18. Dezember 1933 vollständig vorhanden. Zu zahlreichen 
Aufsichtsratsmitgliedern fi nden sich Schrift verkehr und Korrespondenz: Zu 
ihnen zählen Wolfgang Müller-Clemm, Adolf Friedrichs, Walter Pelletier, 
Eugen Vögler, Friedrich Vogt, Max Schroeder, Ferdinand Schraud, Karl Hitz-
bleck, Ernst Hitzbleck, Franz Blücher, Maximilian Freiherr von Brachel und 
Alfred Pott. Zudem sind Schrift stücke zu Dr. Wilhelm Bötzkes und Wilhelm 
Marotzke im Archiv überliefert. Von nicht zu unterschätzender Bedeutung 
sind zudem verschiedene, seit 1939 erstellte Wirtschaft sprüfungsberichte, 
die ebenfalls aufb ewahrt wurden.

Für den Gründungsprozess haben sich Dokumente und Denkschrift en, 
die sich im Nachlass Adam Stegerwalds im Archiv für Christlich-Demokra-
tische Politik (ACDP) der Konrad-Adenauer-Stift ung in Sankt Augustin bei 
Bonn befi nden, als hilfreich erwiesen. Die Bestände der IHK Essen, der 
Bergarbeiter-Gewerkschaft  Köln, der Landeszentralbank (LZB) und Unter-
lagen zur Reichsbank im Bundesarchiv geben Aufschlüsse über die Bank-
historie. In den National Archives in College Park und in der Dwight D. Eisen-
hower Library fi nden sich Dokumente zur amerikanischen Bankenpolitik 
nach 1945; in den britischen Akten der National Archives in Kew sind zent-
rale Bestände über die britische Bankenpolitik in der von ihr besetzten Zone 
erhalten geblieben.

Schwieriger stellt sich dagegen die Situation für die Nachkriegszeit dar. 
Hier ist die Quellenlage besonders dünn für zahlreiche Aspekte vor allem 
jenes Zeitraums, in dem Willi Wohlrabe (1948–1959) und Fritz Dertmann 
(1951–1981) die Geschicke der National-Bank im Vorstand ganz wesentlich 
lenkten. In diesen Jahren wurden zahlreiche neue Geschäft sverbindungen 
geknüpft  und ein weitgespanntes Filialnetz aufgebaut. Manches Atmosphä-
rische über Persönlichkeit, Führungsstil und Unternehmensphilosophie je-
ner Jahre ließ sich noch im Werk zur 90-jährigen Geschichte der Bank mit-
hilfe von Zeitzeugeninterviews rekonstruieren. Diese waren auch nützlich, 
als es darum ging, aus der Essener Perspektive über die technologische 
 Revolution im Bankwesen zu berichten: die fast vollständige Umstellung auf 
EDV und Computertechnik, die seit den 1960er-Jahren tiefgreifende Aus-
wirkungen auf den Bank-Alltag hatte.

Die Zeit nach 1970, also jene Jahre, in der die Zeit des geradezu stür-
mischen Aus- und Aufb aus von regionalen Geschäft sstellen zunächst einmal 
vorbei war, ist zwar durch Geschäft sberichte und andere Quellen gut er-
schlossen. Allerdings mangelt es weitgehend an Dokumenten, die jenseits des 
reinen Zahlenmaterials Auskunft  über die Alltagspraxis und die spezi fi schen 



Einleitung16

Aspekte jener Periode geben. Für die historische Erschließung der späteren 
Entwicklung erweist es sich als besonders hinderlich, dass ein originäres 
 Archiv nicht vorhanden war und erst in den letzten Jahren des 20. Jahr-
hunderts mit der systematischen und professionellen Erschließung der vor-
handenen Bestände begonnen wurde.

Eine an heutigen wissenschaft lichen Maßstäben orientierte Geschichte 
der National-Bank und ihrer Vorläufer gab es, wie eingangs erwähnt, bis zum 
Jahr 2011 nicht. Einer der langjährigen Mitarbeiter und Direktoren, Karl 
Richter, hatte 1978 eine stark persönlich eingefärbte, chronikartige Darstel-
lung der Bank vorgelegt,9 die allerdings nicht veröff entlicht wurde und in 
mehreren verschiedenen Fassungen im Archiv der National-Bank vorhanden 
ist. Daneben existiert eine Mitarbeiterschrift  für den bereits erwähnten Fritz 
Dertmann, die zu seinem 25-jährigen Dienstjubiläum im Jahr 1976 erstellt, 
aber ebenfalls nicht publiziert wurde. Diese Mitarbeiterschrift  ist in vielen 
Partien jedoch nur eine Zusammenstellung verschiedener Passagen der er-
wähnten Chronik von Karl Richter sowie von Auszügen aus den Geschäft s-
berichten. Von besonderem Interesse ist darüber eine kleine, unveröff ent-
lichte «Geschichte und Entwicklung der National-Bank AG» von Karl-Heinz 
Nellessen, die dieser im Jahr 1996 abgeschlossen hat. Allerdings musste der 
Autor auf die schlechte Überlieferung verweisen: «Festschrift en existieren 
nicht, Originalunterlagen, Bilanzen o. ä. aus dem Zeitraum vor dem Zweiten 
Weltkrieg sind in den Kriegswirren weitgehend untergegangen, so daß hier 
nur Sekundärquellen zur Verfügung stehen.»10 Manche Hinweise, nicht zu-
letzt zum Sozialgefüge und Arbeitsalltag der National-Bank, fi nden sich in 
der achtseitigen Aufzeichnung vom Maximilian Dilling, der 1994 eine kleine 
Studie über seine eigenen Erinnerungen seit seinem Eintritt in die Bank im 
Jahr 1952 verfasste.11



Die National-Bank



Essen war eine Hochburg der christlichen Gewerkschaften. Abgebildet ist das 
 Alfredus-Haus, das Vereinshaus der christlichen Gewerkschaften in der Frohn-
hauserstraße. 



 Eine Bank der christlichen Gewerkschaften: 
1921 bis 1933

Der Bankplatz Essen vor Gründung der National-Bank
1921 bis 1933Der Bankenplatz Essen vor Gründung der National-Bank

Essen bietet für die im 19. Jahrhundert eintretende grundlegende «Verwand-
lung der Welt» (Jürgen Osterhammel) und den gewaltigen Entwicklungs-
schub ein besonders gutes Beispiel. Die hier ansässige Familiendynastie 
Krupp war nur eines von zahlreichen Industrieunternehmen aus dem Mon-
tan- und Stahlbereich, die das Gesicht der Stadt prägten und zahlreiche be-
schäft igungssuchende Arbeiter anzogen. Schon 1896 erreichte die Zahl der 
Einwohner die Großstadt-Grenze von 100 000 und wuchs in den folgenden 
Jahren beständig an. Im Zuge der Industrialisierung entstanden in der zwei-
ten Hälft e des Jahrhunderts in der unmittelbaren Nachbarschaft  zur Stadt 
weitere bevölkerungsstarke Großgemeinden: Altendorf wuchs von 2000 auf 
40 000 Einwohner, Borbeck von 5000 auf 30 000, Altenessen mit Karnap 
von 1100 auf 24 000 und Stoppenberg (mit Kray und Huttrop) von 2200 auf 
30 000 Einwohner. Der Zuwachs konzentrierte sich im Wesentlichen auf die 
Stadtteile mit den neu entstehenden Mergelzechen und Eisenhütten sowie 
auf die Gebiete um das Krupp’sche Betriebsgelände. Rüttenscheid wurde erst 
nach 1895 von einem explosionsartigen Bevölkerungswachstum erfasst. Die 
wirtschaft liche Umwälzung und die rasante Bevölkerungszunahme ver-
änderten den sozialen Raum in recht chaotischer Weise, weil die einzelnen 
Gemeinden mit der Aufgabe, Versorgungs-, Entsorgungs- und Verkehrs-
strukturen zu schaff en, zunächst völlig überfordert waren.1

In den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg wurde Essen damit nicht nur im 
sekundären, sondern zunehmend auch im tertiären Wirtschaft ssektor zum 
«Wirtschaft s- und Verwaltungszentrum des Ruhrgebiets» par excellence.2 
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Bereits seit Mitte des 19. Jahrhunderts waren hier nicht zuletzt der Bergbau-
liche Verein und das Kohlen-Syndikat ansässig. Mit dem Beitritt des Koks- 
und des Brikett-Syndikats zum Kohlen-Syndikat wurde Essen im Jahr 1903 
«endgültig zur Hauptstadt der Kohle».3 Die Industrialisierung der Region 
war Krupp, aber auch Industriepionieren wie Franz Dinnendahl, Friedrich 
Harkort sowie Franz und Gerhard Haniel zu verdanken.

Bis zum Ersten Weltkrieg blieb die Ruhrmetropole in erster Linie eine 
Stadt der Montanindustrie und der Steinkohle. Über zwei Drittel der Essener 
gehörten der Arbeiterschicht an. Im Jahr 1907 waren von 130 000 Beschäft ig-
ten im Stadt- und Landkreis Essen 38 Prozent im Bergbau, 23 Prozent im 
 Eisen- und Metallgewerbe und 14 Prozent im Baugewerbe beschäft igt.4

Mit dem aufk ommenden 20. Jahrhundert entwickelte sich in der Alt-
stadt ein neues Geschäft sviertel. Vom Markt und von der südlichen Viehofer 
Straße ausgehend, entstanden zunächst Einzelhandelsgeschäft e an der Burg- 
und Kettwiger Straße sowie der Limbecker Straße. Sie waren Folge des 
 Anwachsens der Krupp-Betriebe, aber vor allem nach dem Ersten Weltkrieg 
Ausweis der zunehmenden Bedeutung des sekundären und tertiären Wirt-
schaft ssektors. Verbunden war das Wachstum mit einer Diversifi zierung: 
Aus «Gemischt-, Kolonial- und Manufakturwarenhandlungen» wurden Spe-
zialgeschäft e. Im Textilgewerbe richtete sich die Nachfrage weniger auf hoch-
wertige Konfektion als vielmehr auf preiswerte Fertigfabrikate. Vor  allem den 
Textilwarengeschäft en verdankte Essen in den 1930er-Jahren seinen Ruf als 
«wohlfeilste Stadt» im Ruhrgebiet. Er trug zu Umsatz, Geschäft serweiterun-
gen und Neueinstellungen bei.5

Im Zusammenhang mit der stürmischen Aufb auphase von Industrie, 
Handel und Verwaltung, die Ende des 19. Jahrhunderts allmählich ein Ende 
fand,6 entstand ein Bankwesen, das den steigenden Bedarf an Krediten  decken 
konnte. Allerdings bildete sich die Bankenlandschaft  zunächst erst zögerlich 
aus, weil Essen  – anders als Krefeld, Köln oder Wuppertal  – damals noch 
keine bedeutende Handelsstadt war. Zunächst dominierten relativ kleine Pri-
vatbanken, die aus dem Handelsgeschäft  hervorgegangen waren. Die bedeu-
tendste unter ihnen war die 1841 gegründete Simon Hirschland Bank, die bei-
nahe 100 Jahre im Besitz der jüdischen Familie Hirschland blieb, bevor sie 
unter Mitwirkung der National-Bank 1938 «arisiert» wurde. Doch parallel zur 
explosionsartigen Entwicklung Essens erblühte im Laufe des letzten Drittels 
des 19. Jahrhunderts in Essen ein lebendiges Finanz- und Bankgeschäft ; an der 
Lindenallee konnte sich sogar ein eigenes Bankenviertel etablieren. Mit der 
1871 gegründeten Essener Credit Anstalt, dem wichtigsten Institut am Platz, 
der Disconto-Gesellschaft  und der Mitteldeutschen Creditbank wurde Essen 
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schließlich zu einem wichtigen Bankenstandort,7 gerade weil das «Ruhrge-
biet» selbst zu dieser Zeit eher eine «gigantische Agglomeration mit höchst 
krankhaft en und auf Dauer selbstzerstörerischen Zügen» war.8

In den ersten beiden Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts wandelte sich die 
Struktur des Essener Bankplatzes durch den Einzug der Berliner Groß-
banken in das später sogenannte Ruhrgebiet noch einmal grundlegend. Im 
Kaiserreich war die Finanzstruktur des Industriegebiets noch stark durch 
regionale Aktienbanken wie z. B. die Essener Credit-Anstalt sowie den Bar-
mer Bankverein und auch kleinere Institute wie der Essener Bankverein oder 
die ebenfalls in Essen beheimate Rheinische Bank geprägt. Diese wurden nun 
nach und nach mitsamt dem Personal und den Kunden von den Berliner 
Großbanken übernommen, zuletzt 1925 die Essener Credit-Anstalt. Mit dem 
Wegfall der Regionalbanken ergaben sich im Mittelstandsgeschäft  neue 
Handlungsfelder, die von Privatbanken, Genossenschaft en oder Arbeitneh-
merbanken genutzt werden konnten.9 Im Zuge dieser dynamischen Ent-
wicklung entstand das Vorgängerinstitut der heutigen National-Bank, die 
Deutsche Volksbank, obwohl ihre spezifi schen Gründungszusammenhänge 
eine Besonderheit waren, wie im folgenden Kapitel erläutert wird.

Vorbedingungen einer christlichen Gewerkschaftsbank
Vorbedingungen einer christlichen Gewerkschaft sbank

Die Entstehungsgeschichte der Deutschen Volksbank ist ungewöhnlich, weil 
sie eine Gewerkschaft sgründung war. Im Gegensatz zur heutigen Gewerk-
schaft slandschaft  existierten in Deutschland vor 1933 verschiedene Rich-
tungsgewerkschaft en: Nach Mitgliederzahl und Einfl uss nahmen die soge-
nannten freien Gewerkschaft en mit sozialistischer Ausrichtung zweifellos 
eine führende Rolle ein. Zur damaligen Zeit kam jedoch auch den christ-
lichen Gewerkschaft en eine erhebliche Bedeutung zu. Weniger bekannt und 
auch weniger bedeutend waren schließlich die «neutralen», liberal orientier-
ten Gewerkschaft en, die landläufi g als «Hirsch-Dunckersche Gewerkver-
eine» bezeichnet wurden. Nach dem Ersten Weltkrieg gingen diese Rich-
tungsgewerkschaft en daran, sich eigene Banken zu schaff en.

Für diese Einrichtungen bürgerte sich schließlich der Begriff  «Arbeit-
nehmerbanken» ein, die nach dem Ersten Weltkrieg als «wirtschaft liche und 
soziale Neuerscheinungen» in der etablierten Bankenwelt Aufsehen erreg-
ten.10 Als «Gewerkschaft sbank» war die Deutsche Volksbank daher ein Kind 
ihrer Zeit: Sie war zwar die erste, aber nicht die einzige Institution ihrer Art.
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Nach dem Untergang der Hohenzollernmonarchie gab es mannigfache 
Gründe für eine Neuorientierung der gewerkschaft lichen Finanzen.11 Schon 
seit dem 19. Jahrhundert hatte die Pauperisierung als Folge der Industriellen 
Revolution zu einem Umdenken geführt. Die «soziale Frage» erforderte und 
beförderte europaweit vielfältige Überlegungen zur Schaff ung eigener Ar-
beitnehmerspareinrichtungen, die als «Hilfe zur Selbsthilfe» dienen sollten. 
Es entstanden sogenannte Spar- und Sterbekassen, die sich beispielsweise an 
Post- und Bahnbeamte oder Mitglieder des Deutschen Werkmeister-Verbands 
richteten. Diese Kassen zogen vom Monatsgehalt oder Wochenlohn einen 
geringen Beitrag ab, der verwahrt wurde und gegebenenfalls als eine Art Not-
groschen für das Mitglied beziehungsweise die Nachkommen zur Verfügung 
stehen sollte.

Die größeren Privatbanken wollten sich mit den in der Regel kleinen 
Beträgen nicht abgeben, sodass diese Sparte des Bankwesens eine über-
schaubare Facette des Gesamtgeschäft s blieb. Die Verwaltungskosten der 
Vorläuferorganisationen der Arbeitnehmerbanken waren relativ niedrig, 
weil die Ämter häufi g ehrenamtlich ausgeübt oder von den Verwaltungs-
abteilungen der Gewerkschaft en kostenfrei übernommen wurden. Die einge-
zogenen Gelder wurden meist konservativ in mündelsicheren Wertpapieren, 
zum Teil aber auch bei etablierten Banken angelegt. Die Vergabe von Kre-
diten an einzelne Mitglieder – etwa für Baumaßnahmen oder für Konsuman-
schaff ungen – blieb bei diesen Einrichtungen, die doch nur rudimentär den 
Charakter einer traditionellen Bank hatten, zunächst die Ausnahme. Erst mit 
der Zeit wurden die Kreditgeschäft e bedeutender.

Im Zuge dieser Entwicklung wurde die bürgerliche Rechtsform des Ver-
eins immer häufi ger aufgegeben und nach und nach durch die Rechtsform 
der Genossenschaft  mit beschränkter Haft ung ersetzt. Zu den bekanntesten 
dieser Einrichtungen gehörten die Sparabteilung des Deutschen Werkmeis-
ter-Verbands und die Sparkasse des Deutschnationalen Handlungsgehilfen-
Verbands (DHV) in Hamburg. Die größeren dieser «Sparabteilungen» gin-
gen schließlich dazu über, den Giroverkehr zu unterhalten, den An- und 
Verkauf von Wertpapieren zu übernehmen und im Dienst der eigenen Orga-
nisation stehende Einrichtungen aufzubauen und zu fi nanzieren. Zu den 
 Arbeitnehmerbanken in engerem Sinn zählten die sogenannten Beamten-
banken und die genossenschaft lich organisierten Institute, daneben die 
Bankabteilungen der Großeinkaufsgesellschaft en der Arbeiter-Konsum-
vereine. Die großen Konsumgenossenschaft en diversifi zierten sich ebenfalls 
und gliederten sich eigene Sparkassen und Bankabteilungen an – eine wei-
tere Wurzel der in den 1920er-Jahren gegründeten Arbeitnehmerbanken. 
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Dennoch kam es zunächst nicht zur Gründung eigener Bank institute. Vor 
1914 waren in dieser Hinsicht lediglich die in Düsseldorf ansässige Deutsche 
Werkmeister Sparbank AG, die Industriebeamten-Sparbank AG in Berlin und 
die oben erwähnte Sparkasse des DHV von einiger Bedeutung gewesen.12 
Zum einen fürchteten die Gewerkschaft en die Macht der großen Privatban-
ken, die eventuell die unliebsame Konkurrenz boykottieren würden, zum 
anderen war die Sorge groß, dass über kurz oder lang Liquiditätsprobleme 
entstehen könnten, wenn vornehmlich Gewerkschaft sgelder verwaltet wür-
den13 – eine Sorge, die im Übrigen nicht unberechtigt war, wie die weitere 
Geschichte dieser Banksparte noch zeigen sollte.

Die christliche Gewerkschaft sbewegung war das Ergebnis einer spezi-
fi sch deutschen Entwicklung, die vor allem angesichts des Bedeutungs-
zuwachses der konfessionell geprägten katholischen Zentrumspartei vor 
dem Hintergrund des «Kulturkampfes» zu verstehen ist. Im gerade gegrün-
deten preußisch-protestantisch dominierten Deutschen Kaiserreich von 
1871 hatte sich eine katholische Massenpartei gegründet, die von Reichs-
kanzler Otto von Bismarck aufs Schärfste bekämpft  worden war. Dieser 
«Kulturkampf», den er mit liberaler Unterstützung ausgefochten hatte, war 
nicht nur erfolglos geblieben, sondern hatte das politisch-katholische Lager 
sogar eher noch gestärkt. Das Zentrum und die mit ihm verbundenen sozial-
politischen Verbände wurden im Kaiserreich zu einer mächtigen politischen 
Größe, die man mehr als ernst nehmen musste. Dennoch waren die christ-
lichen Gewerkschaft en als ein wichtiges Segment dieser Bewegung nicht 
grundsätzlich und exklusiv an konfessionellen Grundlinien ausgerichtet. 
Die gewisse Staatsferne, die dem Zentrum aus verständlichen Gründen an-
haft ete, war den christlichen Gewerkschaft ern fremd. Der Erfolg der Zent-
rumspartei zog eine Professionalisierung der Gewerkschaft sarbeit nach sich. 
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts wurde der Sitz des Gesamtverbands nach 
Köln verlegt, wodurch sich der Schwerpunkt der Tätigkeit in den Westen 
Deutschlands verlagerte. Die christlichen Gewerkschaft en waren in drei 
Ebenen gegliedert: Gesamtverband, Einzelverband und auf lokaler Basis ein 
«Ortskartell».14

Nach 1914, als im Zuge der Kriegsanstrengungen der Gedanke des Lais-
sez-faire durch einen immer deutlicheren staatlichen Dirigismus in der 
Kriegsökonomie an Kraft  eingebüßt hatte, sollten die Interessen der Arbeiter-
schaft  nicht aus den Augen verloren, sondern vielmehr angemessen berück-
sichtigt werden. Die Arbeiter, so zeigten sich die christlichen Gewerkschaft en 
überzeugt, sollten jedoch in viel höherem Maße auf sich selbst vertrauen und 
sich von der Idee eines paternalistischen Staates verabschieden. Gerade nach 
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der Niederlage 1918, die mit einer bis dahin nie dagewesenen politisch-sozia-
len Zerrissenheit einherging, wurde es als unwahrscheinlich angesehen, dass 
der geschwächte Staat die Interessen der Arbeiter gegenüber der Wirtschaft  
werde durchsetzen können. Eine eigene Bank der christlichen Gewerkschaf-
ten konnte vor diesem Hintergrund eine Möglichkeit darstellen, die legiti-
men Bedürfnisse der Arbeiterschaft  zu wahren und zu fördern. Man stützte 
sich dabei unter anderem auf Ideen, die Ferdinand Lassalle bereits in den 
sechziger Jahren des 19. Jahrhunderts entwickelt hatte, indem er vorschlug, 
dass die Genossenschaft en Staatskredite erhalten sollten; auf diesem Weg 
sollte ein Anker gefunden werden, um die Arbeiter auf ökonomischer Ebene 
stärker in den Staat zu integrieren.

Die christliche Gewerkschaft sbewegung wurde von willensstarken und 
selbstbewussten Persönlichkeiten geführt. Hierzu zählten der spätere Preu-
ßische Ministerpräsident Adam Stegerwald, der Bergarbeiterführer Hein-
rich Imbusch aus Essen, der Metallfacharbeitervorsitzende Franz Wieber 
aus Duisburg und Christian Winter, der Vertreter des DHV, der in der Kai-
serzeit eine kaum zu unterschätzende Bedeutung hatte und knapp 300 000 
Mitglieder zählte. Der DHV hatte einen starken völkisch gesinnten Flügel, 
der sich als «Gesinnungsgemeinschaft » zur Schaff ung einer neuen «Volksge-
meinschaft » verstand. Als Verband kooperierte der DHV mit konservativen 
und liberalen Parteien, aber auch mit dem Zentrum, um seine Interessen 
besser durchsetzen zu können.15 Hier konnten sich also Strömungen eines 
«Gemeinschaft sideals» zusammenfi nden, das eine gewisse Nähe zum schil-
lernden Begriff  der «Volksgemeinschaft » hatte, aber im katholischen Milieu 
weniger mystisch aufgeladen war als bei den Anhängern völkischer oder 
 nationalsozialistischer Vorstellungen.16

Zum wichtigsten politischen Wegbereiter der Deutschen Volksbank 
wurde der 1874 bei Würzburg geborene Adam Stegerwald. Er kam aus dem 
Zentralverband christlicher Holzarbeiter und war «einer der aktivsten Christ-
lichen Gewerkschaft er».17 Stegerwald hatte eine Tischlerlehre absolviert, an 
die sich Wander- und Gesellenjahre angeschlossen hatten. Ohne den Kol-
pingverein, so bekannte er später, wäre er Mitglied des sozialdemokratischen 
Holzarbeiterverbandes geworden.18 Sein Biograph Rudolf Morsey hat die 
 dominierenden Charakterzüge Stegerwalds anschaulich geschildert: «Tat-
kraft , Verantwortungsfreudigkeit, Mut, Organisationsgabe und persönliche 
Anspruchslosigkeit. Damit verbanden sich allerdings, ebenfalls lebenslang, 
Eigenschaft en, die weniger geschätzt waren: starkes Selbstbewußtsein, Nei-
gung zur Besserwisserei, rauher Umgangston.»19 Stegerwald, eine kantige 
Persönlichkeit von Format, war neben Heinrich Brüning der wahrscheinlich 
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einfl ussreichste und bekannteste Mann der christlichen Arbeiterschaft  im 
20. Jahrhundert.20

 Er wollte als Verfechter eines gegenwartsbezogenen Katholizismus der 
 Arbeiterschaft  einen angemessenen wirtschaft lichen und gesellschaft lichen 
Einfl uss verschaff en: «Mein Ziel geht dahin», so formulierte er im Jahr 1924, 
«die Arbeiterschaft  und ihre Vertretungskörper als einfl ußreichen und mit-
bestimmenden Faktor in den deutschen Wirtschaft sorganismus einzubauen. 
Dieses Ziel wird nicht zu erreichen sein, wenn nicht die Gewerkschaft en 
selbst dazu übergehen, eine Anzahl wirtschaft licher Unternehmungen sich 
anzueignen und sie zu leiten.»21 Die Idee konfessioneller Gewerkschaft en 
sollte langfristig überwunden werden, weil sie zu einer Isolierung der christ-
lichen Arbeiterbewegung beitrug. Die Betonung eines nationalen Gemein-
schaft sethos sollte einen Ausweg aus der konfessionellen Enge bieten. Es be-
stand dabei weitgehend Übereinstimmung darin, dass die Verbände ihren 
Weg unabhängig von Kirchen und Geistlichkeit fi nden müssten und eine 
Instrumentalisierung durch die politischen Parteien vermieden werden 
sollte. Das «Klassenkampfprinzip» hielt Stegerwald schon früh für unhalt-

Eine kantige Persönlichkeit: Adam 
Stegerwald, hier auf einem Foto des 
Jahres 1929, war mächtiger Antrei-
ber für den Aufbau einer Bank der 
christlichen Gewerkschaften. 
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bar: Wer den Klassenkampf als Regulator des Wirtschaft slebens anerkenne, 
habe kein Recht auf Entrüstung, wenn auch die Unternehmer zu Aussper-
rungen von Arbeitern übergingen. Die Klassenkampft heorie der Sozial-
demokratie stünde «im Widerspruch mit dem christlichen Sittengesetz und 
äußert sich auch praktisch in den weitaus meisten Fällen zuungunsten der 
unteren Klassen».22 Stegerwalds Aversion gegen die Sozialdemokratie wurde 
nicht von allen christlichen Gewerkschaft ern und Funktionären der Deut-
schen Volksbank geteilt. Wiederholt kam es über diese heikle Frage zu 
 heft  igen Auseinandersetzungen.

Der beharrliche Stegerwald ging Konfl ikten nicht aus dem Weg. Dies 
zeigte sich in der Debatte über die Vereinbarkeit des römisch-katholischen 
Denkens mit der Interkonfessionalität einer Gewerkschaft sbewegung. Diese 
ließ sich nur in schweren Auseinandersetzungen mit den Bischöfen und 
dem Vatikan durchsetzen, die einer Mitgliedschaft  von Katholiken in christ-
lichen Gewerkschaft en skeptisch gegenüberstanden. Erst 1913 /14 kam es zu 
einer Art Waff enstillstand in diesem sogenannten Gewerkschaft sstreit.23 
 Stegerwald war selbstbewusst genug, die Zusammenarbeit von Katholiken mit 
«Andersgläubigen» zur Wahrung der gemeinsamen wirtschaft lichen Inter-
essen gegen den dezidierten Kurs seiner Amtskirche durchzusetzen. Obwohl 
Kritiker ihm und seinen Mitstreitern, zu denen in dieser Frage Heinrich 
 Imbusch gehörte, trotz des Einsatzes für die Interkonfessionalität eine voll-
ständige Katholisierung der christlichen Gewerkschaft en vorwarfen,24 öff -
nete sich die Deutsche Volksbank später allen Konfessionen.

Dahinter stand eine Grundstimmung, die tief vom Gedankengut der 
 katholischen Soziallehre durchdrungen war. Die reformerische Lehre pro-
pagierte ein – heute sicherlich antiquiert erscheinendes – organisches und 
«berufsständisches» System der Selbstverwaltung, dem auch der Kreditsek-
tor folgen sollte. Unter diesen Bedingungen war ein Platz für fachspezifi sche 
Banken vorgesehen, die eine unterstützende Rolle innerhalb der ständestaat-
lichen Ordnung einnehmen sollten. Diese Vision, die in bewusster Abgren-
zung zur liberalen Wirtschaft sordnung gedacht war, beschränkte sich im 
Übrigen nicht auf die christlichen Gewerkschaft en und die katholischen 
 Sozialreformer, sondern fand sich selbst in den Überlegungen der sozialis-
tischen und marxistischen Organisationen der Zeit:25 «Selbstversorgung» 
und «Autarkie» – so lauteten die Schlagworte und Parolen, die auf viele Zeit-
genossen ausgesprochen anziehend wirkten.

Adam Stegerwald formulierte auf dem 4. Arbeiterkongress, der vom 28. 
bis zum 30. Oktober 1917 in Berlin tagte und als programmatisch wichtige 
Etappe bezeichnet werden kann, die innenpolitischen Forderungen der 
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christlichen Arbeiterschaft  im vierten Jahr des Ersten Weltkrieges: politische 
Gleichberechtigung aller Staatsbürger und Beseitigung des preußischen 
Dreiklassenwahlrechts, schließlich die Bildung von Arbeiterkammern.

Stegerwald war kein Hurrapatriot. Er formulierte schon während des 
Weltkrieges ketzerisch, dass breite Schichten des Volkes das Gefühl nicht 
loswürden, «daß der überspannte preußische Geist, wie er von bestimmten 
Kreisen vertreten» werde, an «unserer gegenwärtigen Weltlage nicht un-
schuldig» sei.26 Die Lage des Kaiserreichs hatte sich zu diesem Zeitpunkt 
bereits zugespitzt: politische Unsicherheit und Versorgungsnöte, die den 
bevorstehenden «Steckrübenwinter» bereits andeuteten. Die sich der Zent-
rumspartei zugehörig fühlenden Arbeiter befürchteten, dass die politische 
Elite des Kaiserreichs nach dem Ende des Weltkrieges die unter dem Sig-
num des «Burgfriedens» von 1914 stehenden, mühsam errungenen Erfolge 
der Arbeiterschaft  zurückdrängen würde. Stegerwald hatte daher an zwei 
Fronten zu kämpfen: Einerseits musste er dafür Sorge tragen, den katho-
lischen Arbeitern einen größeren Einfl ussradius auf die Politik zu sichern, 
andererseits musste er sich gerade angesichts der vielen Unwägbarkeiten in 
einer entscheidenden Phase des Krieges schärfer gegen die Sozialdemo-
kratie wenden. Solange der Krieg andauerte, blieben die Diff erenzen noch 
subkutan, aber es war schon 1917 nicht unwahrscheinlich, dass die welt-
anschaulichen Gegensätze über kurz oder lang aufb rechen würden.

Die Novemberrevolution und der linksradikale Spartakusaufstand 
 akzentuierten die Spannung des Zentrums und seiner gewerkschaft lichen 
Protagonisten zur Sozialdemokratie. Die christlichen Gewerkschaft en fan-
den sich in diesem Milieu kaum genügend vertreten. Ein Deutsch-Demokra-
tischer Gewerkschaft sbund (DDGB), der die nichtsozialistischen Gewerk-
schaft en unter Einschluss der Hirsch-Dunkerschen Gewerkvereine umfasste, 
wurde am 20. November 1918 in Berlin gegründet.27 Dieser Verbund war 
fortan gleichsam die Spitze einer mächtigen «Gegenbewegung» (Helga Gre-
bing). Zu gemeinsamen Vorsitzenden des DDGB, der bei Kriegsende etwa 
1,25 Millionen Arbeiter, Angestellte und Beamte vertrat, wurde neben Adam 
Stegerwald auch Gustav Hartmann von den Hirsch-Dunckerschen Gewerk-
vereinen gewählt. Schon wenige Wochen nach Gründung erfolgte eine 
 Namensänderung in Deutscher Gewerkschaft sbund (DGB), um nicht in die 
Nähe der Deutschen Demokratischen Partei (DDP) gerückt zu werden.

Politisch überlebte das Zentrum die Wirren des Kriegsendes und der 
Novemberrevolution, ja ging sogar gestärkt aus der Krise hervor. Die Partei 
hatte noch während des Krieges einen erheblichen Schwenk nach links ge-
macht. In der Weimarer Republik behielt sie eine ausgeprägte gewerkschaft -
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liche Komponente, da sie sich auf die katholischen Arbeitervereine und auf 
die christlichen Gewerkschaft en stützen konnte.28

Die Bedeutung Adam Stegerwalds war durch die dramatischen Kriegs-
ereignisse in der zweiten Kriegshälft e eher gewachsen. 1917 war er als einzi-
ger Arbeiter ins Preußische Herrenhaus berufen worden. 1919 wurde er in 
die neu konstituierte Nationalversammlung und in die Preußische Landes-
versammlung gewählt, im folgenden Jahr in den Reichstag. Seit dem 25. März 
1919 leitete er, gerade erst zum Vorsitzenden des DGB ernannt, für mehr als 
zwei Jahre das Preußische Wohlfahrtsministerium. Wenig später wurde er 
zugleich Preußischer Ministerpräsident.

Die Unterschiede zwischen denjenigen, die im gewerkschaft lichen Bo-
den verwurzelt waren wie Stegerwald, Imbusch und Fahrenbrach, und 
 jenen, die den Traditionen der katholischen Arbeitervereine entstammten 
wie Wilhelm Elfes, Johannes Giesberts, Anton Gilsing, Johannes Gronowski 
und Joseph Joos, waren frappierend. Während die erste Gruppe eher dem 
gewerkschaft lichen Gedanken näherstand, lagen der zweiten Gruppierung 
eher die katholischen Traditionen und trotz aller praktischen Distanz ihre 
Institutionen am Herzen.

Vor allem seitens der christlichen Gewerkschaft en wurde das Spezifi sche 
ihrer Einrichtung gegenüber den sozialistischen Gewerkschaft en betont: 
 Unter der Devise «christlich, national, sozial» sollte eine neue gemäßigte Be-
wegung auf christlicher Grundlage geschaff en werden. Die christlichen 
 Gewerkschaft en wollten, wie selbstbewusst herausgestellt wurde, «immer 
mehr  […] als eine bloße Lohn- und Tariforganisation» sein, nämlich eine 
«Gesinnungsgemeinschaft ».29 Dabei sah Stegerwald, dass manche negativen 
Eigenschaft en der kapitalistischen Wirtschaft sordnung, wie etwa das «speku-
lative Großkapital», der weiteren emanzipativen Öff nung der Arbeiterschaft  
im Wege standen.30 Im April 1920 erklärte er in Dortmund: «Die Verstaat-
lichung der Wirtschaft  lehnen wir ab.» Bei gleicher Gelegenheit sprach er sich 
gegen «Hochkapitalismus und Mammonismus» aus, um zu einer «sittliche(n) 
Kraft entfaltung» der Arbeiterschaft  in gemeinwirtschaft lichem Sinne zu kom-
men. Der Marxismus sei «so tot, wie es überhaupt nur denkbar ist». Deshalb 
plädierte Stegerwald für einen christlichen «Mittelweg», der den Kapitalismus 
«in den Herzen der Menschen» zu überwinden in der Lage sei.31

Die Polarisierung, die sich in der Weimarer Republik nach der Novem-
berrevolution abzeichnete und sich im Erstarken links- wie rechtsradikaler 
Bewegungen zeigte, wurde als höchst gefährliche Entwicklung angesehen. 
Der Möglichkeit eines Abdrift ens der Arbeiter auf die Seite des Bolschewis-
mus, die sich in der Spartakusbewegung und bestimmten Tendenzen der 
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linkssozialistischen Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands (USPD) beziehungsweise der Kommunistischen Partei Deutschlands 
(KPD) andeutete, sollte durch ökonomische Bindung an den Staat konter-
kariert werden. Stegerwald sah mit Sorge, dass sich die Mehrheitssozial-
demokratie solchen Überlegungen gegenüber verschlossen zeigte.

Die Gründung gewerkschaft licher Unternehmen und Banken erschien 
ihm als Möglichkeit, die befürchtete Radikalisierung zu verhindern:

«Ich bin fest davon überzeugt, daß ohne eine veränderte geistige Einstellung der 
 Arbeiterbewegung ein dauernd besserer Staats- und Wirtschaft saufb au wie ehedem 
nicht möglich ist. Solange die Arbeiterschaft  bei einer engen klassenpolitischen 
 Betrachtungsweise verbleibt, in der Gewerkschaft sbewegung nach wie vor sich über-
wiegend mit Fragen des Arbeits- und Lohnverhältnisses beschäft igt, und in poli-
tischer Hinsicht weltfremden Ideologen nachläuft , sich von den politischen Tages-
strömungen oder wurzellosen intellektuellen Elementen hin- und herzerren lässt, 
wird sie in Wahrheit und im großen nur den Scharfmachern und der politischen 
Reaktion in die Hände arbeiten.»32

Eine solche aus den Zeitumständen durchaus nachvollziehbare Abwehrstel-
lung gegenüber sozialistischen Experimenten und Rätebewegungen – aber 
auch gegenüber «völkischen» Bestrebungen – blieb in den folgenden Jahren 
eine Konstante des politischen Denkens Stegerwalds. Im Vordergrund stand 
jedoch die Wendung gegen den Sozialismus, der als Antagonist der christ-
lichen Gewerkschaft en diesen das Wasser abzugraben drohte. Stegerwald 
wurde nicht müde zu betonen, dass der Sozialismus überholt und Sozialisie-
rung ein «überlebter Begriff » sei.33 1924 formulierte er, dass die christliche 
Gewerkschaft sbewegung zwar einen innen- wie außenpolitisch «machtvol-
len Staat» gutheiße, jedoch die «Staatsallmacht» verwerfe:

«Sie will nicht den Staat wie er vor 1914 war, der seine Macht nach innen und nach 
außen einseitig hervorkehrte und dabei die übrigen Kraft stationen der Politik, ins-
besondere die moralischen und teilweise auch die geistigen stark vernachlässigte. 
Ein Staat ohne Macht ist ein Unding, ein bloßer Machtstaat aber ist für die Dauer 
eine ebensolche Unmöglichkeit. Über der Macht des Staates steht das Naturrecht des 
einzelnen Menschen, des eigenen Volkes und auch der fremden Völker.»34

Christlich-nationale Untertöne waren den christlichen Gewerkschaft en 
nicht fremd; man nahm hier Anleihen vor, die mitunter fast an national-
bolschewistische Parolen erinnerten, betrachtet man beispielsweise Paul 
Bröcker, einen eingefl eischten DHV-Ideologen, der seinen Anhängern zurief: 
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«Her mit dem Kapital!» Das eingeforderte Geld sollte eingesetzt werden, um 
letztlich dem «Profi tkapitalismus» ein Ende zu bereiten.35 Um diesem Ziel 
näher zu kommen und die Arbeiter an ein gemischtes Wirtschaft ssystem zu 
gewöhnen, planten die christlich orientierten Wirtschaft sfachleute, einen 
größeren Sektor gewerkschaft lich verwalteter industrieller Produktion und 
Verteilung aufzubauen. Weder bei den Privatbanken noch den öff entlich-
rechtlichen Geldinstituten sah man die Interessen der Arbeiterschaft  ge-
nügend vertreten.

Die Idee der Gewerkschaftsbanken im nationalen 
und internationalen Kontext

Die Idee der Gewerkschaft sbanken

Gerade die Weimarer Republik entwickelte sich zu einem Experimentierfeld 
dieser bankähnlichen Einrichtungen. In der Mitte der 1920er-Jahre bestan-
den neben der Deutschen Volksbank fünf weitere Gewerkschaft sbanken in 
Deutschland: die Bank der Arbeiter, Angestellten und Beamten AG in Berlin, 
die dem Hirsch-Dunckerschen Gewerkverein zugeordnete Deutsche Wirt-
schaft sbank AG in Berlin-Zehlendorf, die Deutschgewerkschaft liche Bank AG 
in Berlin-Wilmersdorf, die Deutsche Landvolkbank  AG in Berlin als Ein-
richtung des christlich-gewerkschaft lichen Zentralverbandes der Landarbei-
ter und schließlich die Reichsbund-Bank AG in Berlin. Mit der Deutschen 
Landvolkbank AG, der Deutschgewerkschaft lichen Bank AG sowie der Baye-
rischen Eisenbahner Bank AG stand die Deutsche Volksbank in Geschäft s-
verbindungen, ebenso mit der Schweizerischen Genossenschaft sbank in Sankt 
Gallen.36

Die Motive bei den Neugründungen nach 1918 waren ausgesprochen 
disparat. Es handelte sich letztlich «um weltanschaulich völlig heterogene 
und auch soziologisch jeweils völlig anders zusammengesetzte Gruppen, die 
politisch so gut wie nichts gemeinsam hatten».37 Die Größe der neuen Ein-
richtungen war in der Regel wenig imponierend. Viele der neu gegründeten 
Institute konnten schon hinsichtlich ihres Geschäft sumfangs kaum als Bank 
bezeichnet werden; sie waren eher den Spar- und Darlehenskassen vergleich-
bar.

Drei Gründe waren dafür verantwortlich, dass die Idee von Arbeitneh-
merbanken nach 1918 auf besonders fruchtbaren Boden fi el. Erstens erhöhte 
sich mit der Novemberrevolution die politische Macht der Gewerkschaft en, 
was sich in einer kräft igen Steigerung der Mitgliederzahlen der organisier-
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ten Arbeiterverbände niederschlug. Ende 1922 waren bei den christlichen 
Gewerkschaft en 1 881 060 Mitglieder eingeschrieben, die reichsweit außer-
ordentlich gut organisiert und vernetzt waren. Ihre insgesamt 50 Verbände 
verfügten allein über 8252 Ortsgruppen.38 Die in dieser vielverzweigten Or-
ganisation vorhandenen Gelder hatten einen beachtlichen Umfang, obwohl 
sie nicht an die Beträge der sozialistischen Gewerkschaft en heranreichten. 
Im letzten Jahr vor Ausbruch des Ersten Weltkriegs standen den christlichen 
Gewerkschaft en an fest angelegten und liquiden Geldern in Form von Bank-
guthaben und Staatspapieren 3,9 Millionen Mark bei einem Gesamtvermö-
gen von 6,1 Millionen Mark zur Verfügung.39 Dieses Kapital sollte nicht allein 
den privaten Großbanken und den öff entlich-rechtlichen Instituten über-
lassen werden.

Zweitens wirkte die Infl ation als eine bereits seit Langem drohende wirt-
schaft liche Folge des Ersten Weltkriegs dynamisierend. Die Geldentwertung 
betraf die beträchtlichen fi nanziellen Geldmittel der Gewerkschaft en, die 
bislang als Depositenguthaben bei den Großbanken unterhalten wurden 
und nun durch die Infl ation akut gefährdet schienen.

Drittens war der Aufb au von Arbeitnehmerbanken ein Trend der Zeit 
und nicht allein auf Deutschland beschränkt. Tendenzen der Globalisierung 
in einer sich weiter miteinander vernetzenden Welt waren unverkennbar.40 
Diese Entwicklung hatte schon zu Beginn des 20. Jahrhunderts eingesetzt 
und verstärkte sich nach 1918. Im belgischen Gent war 1913 als älteste Arbeit-
nehmerbank überhaupt die Banque Belge du Travail / Belgische Bank van de 
Arbeid gegründet worden. In zahlreichen west- und nordeuropäischen Staa-
ten wie Dänemark, Norwegen, den Niederlanden und Österreich wurden 
nach 1918 in rascher Folge ähnliche Institutionen eingerichtet. In den USA, 
in denen die gewerkschaft liche Bindung der Arbeiter traditionell nur 
schwach ausgebildet war, wurde im Frühjahr 1920 die Mount Vernon Savings 
Bank als Einrichtung der International Association of Machinists gegründet, 
was eine Welle weiterer Neugründungen nach sich zog. Überhaupt kam den 
Vereinigten Staaten, die in jenen Jahren Großbritannien als führende Welt-
macht ablösten, eine Vorreiterfunktion in dieser Sparte zu: Schon 1926 be-
standen in den USA 36 Arbeitnehmerbanken.41 Die Kontakte zu den aus-
ländischen Instituten können jedoch vernachlässigt werden, denn anders als 
zwischen den Großbanken gab es kaum Berührungspunkte und gemein-
same Aufgaben. Zudem hatte durch den Weltkrieg die internationale Soli-
darität der jeweiligen nationalen christlichen Gewerkschaft sverbände gelit-
ten. 1920 mussten die deutschen Gewerkschaft sfunktionäre rückblickend 
feststellen: «Der Krieg zerriß die internationalen Beziehungen der Christ-
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lichen Gewerkschaft en sozusagen vollständig», weil «hervorragende Vertre-
ter der christlichen Arbeiterorganisationen der mit Deutschland im Kriege 
befi ndlichen Mächte sich in dem leidenschaft lichsten Gefühl gegen Deutsch-
land» ergangen hätten.42

Einen Grundgedanken formulierte ein zukünft iges Aufsichtsratsmit-
glied der Deutschen Volksbank, der Genossenschaft ler Peter Schlack, bereits 
kurz vor Ende des Ersten Weltkriegs in einem Beitrag für die Monatsschrift  
Deutsche Arbeit, die von den christlichen Gewerkschaft en herausgegeben 
wurde. Er wies darauf hin, dass die Gewerkschaft en nur dann greifb are Er-
folge erzielen könnten, wenn ihr Kapital und das ihrer Mitglieder – man 
verfügte über rund 10 Millionen Mark – in ökonomische und  politische 
Macht umgemünzt würden:

«Wie die Sparkassen, wie besonders die großkapitalistischen Banken die Gelder die-
ser arbeitenden Schichten verwenden, ob nicht mit diesem Gelde Grundstücks- 
oder Waren-Spekulationen mit dem Erfolge erhöhter Miet- und Warenpreise für die 
Konsumenten betrieben wird, darum kümmern sich bisher die Verwalter, die Vor-
stände […] im allgemeinen nicht. Der einzige Gesichtspunkt, nach dem die Anlage 
bisher erfolgte, war, einen möglichst hohen Zins herauszuschlagen. Eine Folge dieser 
Zinspolitik ist, daß zwar das Gemeinschaft skapital der Arbeiterorganisationen viel-
leicht um 1 / 8 oder 1 /4 mehr anwächst, aber mit dem Erfolge, daß die Glieder dieser 
Organisationen das Hundertfache und mehr in ihrer Wirtschaft  ausgeben müssen, 
als der vielleicht höhere Zins einbringt.»43

Mit der bisherigen Verwaltung der Gelder durch Sparkassen und Groß-
banken müsse daher «vollständig gebrochen» werden. Gleich den Angehö-
rigen anderer Berufsstände mit ihren Großbanken, Genossenschaft sbanken, 
Sparkassen und Darlehenskassen sollten die Arbeitnehmer und deren vielge-
staltige Organisationen dafür gewonnen werden, die gesamten Gelder für die 
eigenen Standesbestrebungen nutzbar zu machen. Schlack forderte die Grün-
dung einer Arbeitnehmer-Genossenschaft sbank, wobei noch unklar blieb, ob 
diese die Rechtsform einer Aktiengesellschaft  oder einer Gesellschaft  mit be-
schränkter Haft ung annehmen sollte. An ihr sollten alle Einzelorganisationen 
der christlichen Gewerkschaft en beteiligt sein. Ziel war es, den Genossen-
schaft en zu leichterem und billigerem Kredit zu verhelfen, als dies über die 
Großbanken gewährleistet werden konnte. Die Probleme verkannte Schlack 
dennoch nicht. Es werde nicht einfach sein, die Genossenschaft smitglieder 
davon zu überzeugen, bei einer Bank der christlichen Gewerkschaft en Gelder 
einzuzahlen, «wenn ihnen anderweitig ein etwas höherer Zinsgewinn winkt. 
Es müßte, um diese Bank sicher zu stellen, vielleicht eine gewisse Bindung 
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erfolgen.»44 Ebendiese «Bindung» war es später schließlich, die die Deutsche 
Volksbank elementar in ihrer Existenz gefährden sollte. Stegerwald dachte 
ganz ähnlich:

«Diese Erwägungen stützten sich vor allem auf den Gedanken, daß die Spargelder 
der Arbeiter, die Vermögen der Organisationen vor allem an jener Stelle in der Wirt-
schaft  zum Einsatz gebracht werden sollten, wo sie dem Vorteil der Arbeiterschaft  
dienen. Diese Gewähr schien in keiner Weise gegeben bei den Privatbanken und 
auch nur in unzulänglichem Maße bei den öff entlich-rechtlichen Geldinstituten. 
Neben die organisierte Arbeiterschaft  in den Gewerkschaft en und die organisierte 
Kaufk raft  in den Konsumgenossenschaft en sollte die organisierte Sparkraft  der 
 Arbeiterschaft  durch die eigene Arbeiterbank treten. Die Verwaltung der Arbeiter-
gelder sollte in den Händen der Arbeiter selbst liegen. Nicht der höchste Zinssatz 
sollte bestimmend sein für die Anlage der Gelder, sondern die weitestmögliche Un-
abhängigkeit der Arbeiter – vor allem bei der Befriedigung ihrer äußeren Lebens-
notwendigkeiten – von den nackten Gewinninteressen rein kapitalistisch geführter 
Unternehmungen.»45

Die konkreten Überlegungen zur Gründung der 
Deutschen Volksbank

Überlegungen zur Gründung der Deutschen Volksbank

Nach Kriegsende wurden diese Vorüberlegungen erheblich intensiviert. Der 
10. Kongress der christlichen Gewerkschaft en Deutschlands in Essen im Jahr 
1920 bildete in vielfacher Hinsicht einen «Meilenstein»46 in der Entwicklung 
der Bewegung. Dem Kongress lag ein Antrag vor, der die Gründung einer 
Volksbank für die Angehörigen des DGB forderte. Dieser basierte möglicher-
weise auf einem ganz ähnlichen Antrag, der schon auf der Bezirkskonferenz 
Nürnberg des Bayerischen Eisenbahnerverbandes gestellt worden war. Steger-
wald machte jedenfalls in Essen die Mitteilung, dass für eine solche Gründung 
bereits erhebliche Vorarbeit geleistet worden sei, «um die wirtschaft lichen 
Kräft e der christlich-nationalen Arbeiter, Angestellten und Beamten und 
sonstiger, diesen nahe stehenden Kreise bei dem deutschen Wiederaufb au 
einheitlich zusammenzufassen und zur Geltung zu bringen».47 Angesichts der 
steigenden Mitgliederzahl und des wachsenden Umfangs der Aufgaben und 
Geschäft e sollten die Gewerkschaft en, so der Antrag Stegerwalds, nicht länger 
dem «großkapitalistischen Bankkonzern auf Gnade und Ungnade ausgeliefert 
sein». Daher müsse man dazu übergehen, eine eigene Zentralstelle für die Ab-
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wicklung dieser Aufgaben zu schaff en. Dahinter stand der Gedanke, dass die 
Sparer bislang kaum Kontrolle über die Verwendung ihres Sparkapitals be-
saßen. Eine Bank, die eine Mitsprache über die Verwendung der Geldmittel 
ermöglichte, sollte den christlichen Gewerkschaft en «eine neue Waff e an die 
Hand geben», um die wirtschaft liche und soziale Lage der Arbeiter zu verbes-
sern.48 Stegerwald hat dieses Streben nach Mitbesitz, Mitverantwortung und 
Mitbestimmung einige Jahre später wie folgt beschrieben:

«Durch die Pfl ege des berufsständischen Sparwesens mittels besonderer Banken 
müssen wir dahin gelangen, daß nicht mehr als 70 Prozent des deutschen Volkes 
bloße Lohn- und Gehaltsempfänger sind. Es müssen die organisierte Arbeitskraft  
und die organisierte Konsumkraft  auf den großen Gedanken eingestellt werden, daß 
die Lohn- und Gehaltsempfänger weitgehend in den Mitbesitz und in die Mitver-
waltung der Wirtschaft  hineinwachsen.»49

Die zu gründende Bank sollte dem Antrag entsprechend insbesondere fol-
gende Geschäft szweige umfassen:

«a) Verwaltung der Verbandsvermögen aller uns nahestehenden Korporationen und 
Privatgelder der Mitglieder derselben und fremder Personen und Körperschaft en. 
b) Finanzierung von Baugenossenschaft en und ähnlichen Unternehmungen. c) Fi-
nanzierung vorteilhaft er Einkäufe. d) Die Bank soll auch als Großhändler bei der 
 Warenvermittlung auft reten, um den Weg zwischen Produzenten und Konsumenten 
zu verkürzen und dadurch die Waren zu verbilligen. Es soll ein Sammelbecken für 
die Spar- und Kapitalkraft  der deutschen Arbeitnehmer geschaff en werden.»50

Die Anlehnungen an das Genossenschaft swesen waren unübersehbar und 
spiegeln sich im Kreis der möglichen Kreditnehmer wider, wie er in den Sta-
tuten der Deutschen Volksbank umschrieben war: Die christlichen Konsum-
genossenschaft en und ihre Produktionsbetriebe, die gemeinnützigen Bau-
genossenschaft en, die Siedlungsgenossenschaft en sowie die Kranken- und 
Lebensversicherungen der christlichen Gewerkschaft en sollten angesprochen 
werden. Daneben sollten die Aktien der Gewerkschaft smitglieder verwahrt 
werden, um durch das Depotstimmrecht den sozialpolitischen Einfl uss der 
christlichen Gewerkschaft en zur Geltung zu bringen. Eine deutliche Ab-
grenzung erfolgte gegenüber den freien Gewerkschaft en. Für Streiks und 
Arbeitskämpfe sollten die Mittel der Bank ausdrücklich nicht zur Verfügung 
stehen.51 Auch Konsumkredite an einzelne Arbeitnehmer widersprachen den 
Zielen.52

Vor allem eine Initiative Stegerwalds auf einem Kongress der christ-
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lichen Gewerkschaft en in Essen im November 1920 war hierfür sympto-
matisch. Die Genese der Idee einer gewerkschaft seigenen Bank stand im 
Zusammenhang mit einer parteipolitischen Umorientierung. Stegerwald 
hatte in den Vorjahren ein vorsichtig-distanziertes, aber doch verständi-
gungsbereites Verhältnis zur SPD gepfl egt. Ihn störte jedoch der vermeint-
liche Populismus der Sozialdemokratie. Mit «agitatorischen Schlagworten» 
lasse sich ebenso wenig Politik betreiben wie mit dem Versuch, den eigenen 
politischen Kurs «an der aufgeregten Straße zu orientieren».53 Nach dem 
 Essener Kongress wuchs die Kluft  zur SPD weiter an. Nach Stegerwalds eige-
nem Empfi nden rückte er während dieser Zeit stärker von der SPD ab, weil 
diese seiner Meinung nach inzwischen wieder den «rücksichtslosen Kampf» 
aufnahm.54

Essen war ein wichtiges Zentrum der christlichen Gewerkschaft er; güns-
tig war, dass die Stadt trotz aller Auseinandersetzungen «keineswegs eine 
Hochburg revolutionärer Gewerkschaft en» war.55 Bei den Wahlen zur Natio-
nalversammlung am 19. Januar 1919 erlitten die Anhänger radikaler Gewerk-
schaft sforderungen eine eindeutige Niederlage. Mit weitem Abstand stärkste 
Kraft  in der Arbeiterstadt Essen wurde das Zentrum, das sich gegen Soziali-
sierung und Säkularisierung stellte und auf dem Boden der Verfassung dank 
ihrer starken Verankerung in der Arbeiterschaft  eine demokratische Durch-
setzung von Arbeiterrechten anstrebte. Das Zentrum erhielt 38,6 Prozent 
der Stimmen, die Mehrheitssozialdemokratie landete abgeschlagen auf dem 
zweiten Platz mit 27,7 Prozent, während die USPD 8,8 Prozent erhielt. Die 
Ergebnisse wurden durch die Stadtverordnetenwahl am 2. März 1919 be-
stätigt, bei der das Zentrum zur «städtischen Verwaltungspartei» wurde, was 
umso wichtiger war, als im städtischen Parlament die Arbeiter und Gewerk-
schaft er fortan politisch bestimmend wurden.56 Unter dem parteilosen 
 Finanzfachmann Hans Luther, der als Oberbürgermeister die Geschicke der 
Stadt in diesen schwierigen Jahren lenkte, wurde Christian Kloft  zum Bei-
geordneten ernannt – ein Arbeitersekretär der katholischen Vereinsbewe-
gung übernahm damit eine führende kommunale Funktion. Weil mit Mar-
tin Krolik ein Sozialdemokrat Sekretär des Bürger- und Arbeiterkonsumvereins 
Eintracht war, konnte Essen durchaus als Stadt der nichtrevolutionären 
 Arbeiterbewegung gelten.

Stegerwalds programmatische Essener Kongressrede am zweiten Tag, 
dem 21. November 1920, wurde sozusagen die Geburtsstunde der Deutschen 
Volksbank, aus der die heutige National-Bank hervorging. Sie war der Höhe-
punkt des Kongresses und wurde als «politische Sternstunde» Stegerwalds 
bezeichnet.57 Er referierte über «die christlich-nationale Arbeiterschaft  und 
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die Lebensfragen des deutschen Volkes» und systematisierte in diesem weg-
weisenden «Essener Programm», das in einer Aufl age von 100 000 Exempla-
ren gedruckt verbreitet wurde, jene staats- und parteipolitischen Überlegun-
gen, die bereits in den vorangegangenen Monaten den Spitzen der christlichen 
Gewerkschaft en und den führenden Gremien der Zentrumspartei unterbrei-
tet worden waren.58

Ausgangspunkt seines langen Vortrags war die Feststellung, dass sich 
angesichts der als katastrophal eingeschätzten ökonomischen Weltlage die 
fast zwei Millionen Mitglieder des DGB nicht länger auf ihr originär gewerk-
schaft liches Arbeitsfeld beschränken könnten, sondern aktiv in die Politik 
eingreifen müssten. Dabei zeichnete Stegerwald ein Krisengemälde, dem zu-
folge Mechanisierung, Materialisierung und Atomisierung das menschliche 
Zusammenleben der Wilhelminischen Zeit zerstört hätten, weshalb gerade 
die christlich-nationale Arbeitnehmerbewegung aufgefordert sei, «zur 
 Off ensive überzugehen», die nur in der rettenden «Wiedergeburt im Geiste 
des Christentums» liegen könne und der Stärkung der deutschen Nation zu 
dienen habe. Deswegen verlangte er außenpolitisch ein Ende der von «fran-
zösischen Plutokraten» aufgezwungenen «Sklavenarbeit» der Deutschen. Im 
Sinne eines Primats der wirtschaft lichen Erholung lehnte Stegerwald die 
 Sozialisierung als «Wahnsinn» ab und propagierte stattdessen die Einfüh-
rung von Kleinaktien, die an die Stelle der «formalen Sozialpolitik» treten 
sollten.

Zur Herstellung der dringend benötigten «konstante[n] Linie der Poli-
tik» war es nach Stegerwald unabdingbar, das «Flimmersystem unserer bis-
herigen parlamentarischen Politik» abzuschaff en.59 Dieses beruhe «auf dem 
Flugsand wechselnder Koalition[en]». Der DGB müsse seine parteipolitische 
Neutralität aufgeben und als treibende Kraft  eine christlich-ethisch grun-
dierte politische Einheitsfront schaff en, deren Außenprofi l durch die viel-
deutigen Schlüsselworte wie «deutsch», «christlich», «demokratisch» und 
«sozial» ein großes Identifi kationsangebot anzubieten verspreche. Zur Her-
beiführung dieser christlich-nationalen Volkspartei, die den Bogen vom Zen-
trum bis zur DNVP durch die «politische Zusammenfassung der positiven 
Kräft e im katholischen und evangelischen Lager» spannen und gesamtpoli-
tisch Unstetigkeits- und Spannungsmomente beseitigen sollte, schlug Steger-
wald jedoch lediglich die Wahl eines parlamentarischen Aktionskomitees aus 
den mehrparteilich gebundenen DGB-Abgeordneten vor, die den Kern für 
die nächsten Schritte darstellen sollten. Als nächstes konkretes Vorgehen 
kündigte der Gewerkschaft svorsitzende zur Hebung des sozialen und natio-
nalen «Gemeinschaft sgefühls» die Gründung einer eigenen Tageszeitung 
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 sowie einer Volksbank an, wobei Letztere die wirtschaft lichen Kräft e der 
christlichen Arbeitnehmerbewegung bündeln sollte. Stegerwalds wirtschaft s-
politische Gedanken enthielten Versatzstücke des Korporatismus, zur dama-
ligen Zeit in Europa ein durchaus attraktiv erscheinendes Modell des «orga-
nisch» konstruierten Staates.60 Entsprechend kritisch fällt das heutige Urteil 
über Stegerwalds Staatsverständnis aus, zumal er auf ein deutliches Bekennt-
nis zur republikanischen Staatsform verzichtete und seine Feststellungen zur 
parlamentarischen Staatsform «dürr und knapp» ausfi elen.61

Die innenpolitischen Krisen der frühen Weimarer Republik ließen eine 
vollständige Durchsetzung der Pläne Stegerwalds, der sich innerhalb der 
 eigenen Reihen des Vorwurfs mangelnder Tatkraft  zu erwehren hatte, nicht 
zu. In vielen deutschen Kommunen, besonders aber in den Großstädten war 
das Lager der gemäßigten Kräft e in der Revolutionszeit geradezu gelähmt 
und unfähig zu einer wirklichen politischen Aktion, obwohl man inzwischen 
weiß, dass die Revolution für das Bürgertum einen viel größeren Mobilisie-
rungsschub bedeutet hat, als lange Zeit angenommen wurde.62 Die Zusam-
menarbeit zwischen katholischer und demokratischer Bewegung, wie sie nun 
in der Notzeit realisiert werden konnte, war im 19. Jahrhundert noch nicht 
die Regel gewesen. Hier bestand jetzt die Chance, althergebrachte Antagonis-
men zu überwinden und als «Partner der Wahl» die politisch in getrennt auf-
tretenden Gewerkschaft en gespaltenen Arbeiter vor dem Hintergrund eines 
modernen Christentums in der Demokratie von Weimar miteinander zu ver-
söhnen. Zunächst einmal waren dies die akuten Fragen der Politik. Welche 
Rolle sollte dem Staat in einer Gesellschaft  zukommen, die nach dem Unter-
gang der Hohenzollernmonarchie ihre Selbstsicherheit und ihre Überzeu-
gungen der Vorkriegszeit unwiederbringlich verloren hatte? In welcher Weise 
konnten die Arbeiter angesichts der für viele verlockend erscheinenden sozia-
listischen und bolschewistischen Gegenentwürfe in den demokratischen 
Staat integriert werden? Wie sollten ein Volk und eine Nation zur Demokra-
tie erzogen werden?

Als Stegerwald zum Preußischen Ministerpräsidenten gewählt wurde, 
war der Plan erst recht nicht mehr aktuell. Das Zentrum vollzog unter  Joseph 
Wirth einen deutlichen Rechtsschwenk. Stegerwald wollte sich hingegen 
nicht nach einem einfachen Rechts-Links-Schema positionieren. In natio-
nalen und kulturellen Fragen war er sicherlich ein Konservativer, aber in 
wirtschaft lichen und sozialen Fragen war für ihn in der nachrevolutionären 
Zeit der Weimarer Republik gar nicht so eindeutig, wie rechts und links 
überhaupt defi niert werden sollten.

Als Initiator und treibende Kraft  der Bankenidee hat Stegerwald drei 
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Jahre nach der Gründung noch einmal das Leitmotiv für seine Initiative be-
nannt: Die Deutsche Volksbank solle

«auf die Dauer einen umfassenden Geldaufsaugeapparat im Lande schaff en […], um 
einem großen Teil der deutschen Gehalts- und Lohnempfänger zu Einzel- und Kol-
lektiveigentum zu verhelfen. Der Wege dahin gibt es viele: Produktionsgenossen-
schaft en, Konsumvereine, maßgebende Beteiligung von Verbänden an Aktiengesell-
schaft en, die für die Wirtschaft  und die Gewerkschaft en von großer Bedeutung sind 
usw. Daneben muß auch auf dem Wege der Gesetzgebung […] die Mitwirkung der 
Arbeitnehmer an der Verwaltung der Wirtschaft  herbeigeführt werden.»

Stegerwald machte also klar, dass die Gründung der Deutschen Volksbank 
nur ein – wenn auch wichtiger – Baustein bei der Errichtung eines fi nanziel-
len Gesamtprojekts verstanden werden sollte:

«Den gleichen wie den umschriebenen Zielen sollen die Versicherungsunternehmen 
der christlich-nationalen Arbeitnehmerbewegung (Deutsche Volksversicherung, 
Deutsche Feuerversicherung, Aktiengesellschaft  für Transport- und Rückversiche-
rung) dienen. Die deutsche Volksbank ist als ein Unternehmen gedacht, bei dem die 
verschiedenen Wirtschaft szweige ineinandergreifen und wobei sich Kreditoren und 
Debitoren gegenseitig ergänzen.»63

Stegerwald hat Ende der 1920er-Jahre in einem programmatischen Artikel 
noch einmal – gleichsam rückblickend – die Beweggründe für die Schaff ung 
einer Gewerkschaft sbank christlichen Zuschnitts beschrieben. Seine Pläne 
stützten sich

«auf den Gedanken, daß die Spargelder der Arbeiter, die Vermögen der Organisatio-
nen vor allem an jener Stelle in der Wirtschaft  zum Einsatz gebracht werden sollten, 
wo sie dem Vorteil der Arbeiterschaft  dienen. Diese Gewähr scheint nicht gegeben 
bei den Privatbanken und auch nur in unzulänglichem Maße bei den öff entlich-
rechtlichen Geldinstituten. Neben die organisierte Arbeitskraft  in den Gewerkschaf-
ten und die organisierte Kaufk raft  in den Konsumgenossenschaft en sollte die orga-
nisierte Sparkraft  der Arbeiterschaft  durch die eigene Arbeiterbank treten. Die 
Verwaltung der Arbeitergelder sollte in den Händen der Arbeiter selbst liegen.»

Dabei sei bei der Entwicklung der Deutschen Volksbank «bewußt alle 
Sprunghaft igkeit ausgeschaltet» worden:

«Der größte Wert wurde darauf gelegt, ein Höchstmaß von Liquidität zu besitzen. 
Das ist auch völlig gelungen. Einen nicht unerheblichen Teil ihrer Aufgaben löste 
die Bank durch die Finanzierung der Bautätigkeit gemeinnütziger Wohnungsge-
nossenschaft en, vor allem durch die Gewährung der sogenannten Bauzwischenkre-
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dite. Auch als zentrales Geldinstitut für die Gewerkschaft skassen und die von den 
Gewerkschaft en geförderten Genossenschaft en der verschiedensten Art hat sich die 
Deutsche Volksbank AG durchaus dienlich erwiesen. Wie bei der Gründung der 
Bank, so sind allerdings auch heute die christlichen Gewerkschaft en sich durchaus 
der Tatsache bewußt, daß ihre Bank immer nur einen Bruchteil der Gelder der 
 Bewegung und ihrer Einrichtungen verwalten wird. Die Spareinrichtungen der 
Konsum- und Wohnungsgenossenschaft en z. B. wird die Deutsche Volksbank AG 
nicht abzulösen vermögen, da die Warenausgabe- und Mieteinzugsstellen eine be-
quemere Art der Einzahlung von Spareinlagen bieten. In all diesen Fällen werden 
die Spareinlagen  – ohne die Volksbank zu passieren  – immer den direkten Weg 
zum Ausbau der genossenschaft lichen Eigenbetriebe oder der Förderung des Woh-
nungsbaus nehmen.»64

Die Gründung der Deutschen Volksbank war nicht nur gegen die großen Pri-
vatbanken gerichtet, sondern gegen die anderen Pfeiler des dreigliedrigen 
deutschen Bankensystems. Sie sollte zugleich eine Art Versicherung gegen 
den Staat sein, dem Stegerwald sozialpolitische Wundertaten nicht zutraute:

«Die Arbeiter dürfen […] auch in wirtschaft licher Hinsicht nicht auf die Allmacht 
des Staates zu große Hoff nungen setzen. Die Wirtschaft  hat in vielfacher Hinsicht 
ihre eigenen Gesetze und läßt sich auch nicht immer durch Parlamentsbeschlüsse 
dahin bringen, wohin sie der Gesetzgeber haben möchte. Es muß vielmehr der Ge-
danke der Selbsthilfe in Arbeiterkreisen durch Einrichtung von Eigenunternehmun-
gen mit allem Nachdruck gepfl egt werden. Der Deutsche Gewerkschaft sbund ist 
gegenwärtig daran, teilweise neue Wege auf dem Gebiete der wirtschaft lichen Selbst-
hilfe-Bestrebungen der Arbeitnehmer einzuschlagen. Er hat zu diesem Zweck die 
‹Deutsche Volksbank› gegründet. Durch sie sollen zunächst die Kapitalien der Ge-
werkschaft en verwaltet werden. Die dem Deutschen Gewerkschaft sbund ange-
schlossenen Organisationen verfügen im Laufe dieses Jahres über eine Einnahme 
von mindestens 500 Millionen Mark.»65

Die ersten Schritte der Bank
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Die Gründung der gewerkschaft seigenen Bank und der Tageszeitung des 
DGB machten schon bald gute Fortschritte. Adam Stegerwald beauft ragte 
Heinrich Brüning, den späteren Reichskanzler, mit der Umsetzung dieser 
Pläne. Brüning, den Stegerwald seit 1919 kannte, war bereits einige Zeit im 
DGB tätig gewesen. Ihm gelang es nun, «die widerstrebenden Interessen der 
Landesverbände» in Einklang zu bringen; vielfältige Kontakte zu den füh-
renden Politikern der bürgerlichen Parteien waren dabei eine große Hilfe.66 
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Der DGB schuf sich mit der Zeitung Der Deutsche ein publizistisches 
«Kampforgan».67 Parallel dazu hoben die christlichen Gewerkschaft en am 
24. Februar 1921 in Berlin die Vereinsbank für deutsche Arbeit  AG aus der 
Taufe, die am 20. Mai 1921 in das Handelsregister des Amtsgerichts Berlin 
eingetragen wurde. Diese hatte ihren Sitz zunächst in der Hähnelstraße 15 a 
in Berlin-Friedenau und war mit einem Stammkapital von 2 Millionen Mark 
ausgestattet.68 Die Wahl fi el auf den Standort Berlin, weil sich hier die Zent-
rale des Gesamtverbands der christlichen Gewerkschaft en und des DGB be-
fand. Stegerwalds wichtigste Mitarbeiter hatten hier ebenfalls ihren Arbeits-
platz. Die Reichshauptstadt war gleichsam «das organisatorische und 
politische Hauptquartier».69 Die Entscheidung war keineswegs so nahelie-
gend, wie sie heute angesichts der Dominanz Berlins im politischen Kosmos 
scheinen mag. Der Schwerpunkt des katholischen Lebens lag im Westen des 
Reichs im Rheinland und in Westfalen. Heinrich Imbusch kritisierte noch 
1928 den Umzug der Zentrale des DGB von Köln nach Berlin: «[Die] Leitung 
unserer Bewegung muß da sein, wo der Geist zu Hause ist, der in unserer 
Bewegung lebt; und das ist hier im Westen.» Die Berliner Umgebung beein-
fl usse die Menschen «ganz stark ungünstig», und wenn sich die christlichen 
Gewerkschaft en «noch nicht ganz [hätten] verderben lassen, dann [liege] es 
daran, daß wir noch immer mehr im Westen als in Berlin sind».70 Tatsäch-
lich musste die Entscheidung zugunsten Berlins schon bald revidiert wer-
den, da die Deutsche Volksbank ihre Geschäft e ganz überwiegend im Westen 
betrieb.

Die Bank sollte die wirtschaft lichen Kräft e des DGB, des christlich orien-
tierten Reichsverbandes deutscher Konsum-Vereine e. V. und der konfessio-
nellen Arbeitervereine zusammenfassen und den Einfl uss der christlich-
natio nalen Arbeitnehmer auf das Wirtschaft sleben und den «Übergang zur 
Gemeinwirtschaft » beschleunigen. Zu Geschäft sführern der neuen Bank-
gesellschaft  wurden zwei Direktoren der den christlichen Gewerkschaft en 
verbundenen Gemeinnützigen Deutschen Lebensversicherung AG bestellt, der 
Regierungsrat Dr. Walter Pitschke aus Berlin-Steglitz und Josef Becker aus 
Berlin-Wilmersdorf. Adam Stegerwald hat später angemerkt, man habe diese 
Experten eingestellt, weil «zunächst die Vorarbeiten zur Aufnahme der Bank-
tätigkeit zu leisten waren».71 Ihre Aufb auarbeit blieb jedoch ein Intermezzo: 
Im Handbuch der Deutschen Aktiengesellschaft en wurden sie zwar noch in 
der Ausgabe von 1923 /24 erwähnt, aber schon im Geschäft sbericht der Deut-
schen Volksbank für das Jahr 1923 waren sie nicht mehr aufgeführt.

Die Bank nahm Mitte 1921 ihre Tätigkeit auf und fi rmierte bis zum 6. Juli 
1921 unter ihrem ursprünglich eingetragenen Namen als Vereinsbank für 
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deutsche Arbeit AG.72 An diesem Tag erfolgte die Umbenennung in Deutsche 
Volksbank  AG. Stegerwald wollte gerade angesichts der off enkundigen 
Schwäche der jungen Weimarer Republik die Lebensumstände der Arbeiter 
durch seine «Volksbank» verbessern. Die neue Bank sollte das Vermögen der 
christlich orientierten Arbeiter auf lange Sicht zum Aktienkauf verwenden: 
Auf diese Weise würden die Arbeiter Einfl uss auf die Großunternehmen er-
halten, ohne auf marxistische Methoden wie Sozialisierungen zurückgreifen 
zu müssen. Stegerwald ließ sich selbst vom skeptischen Heinrich Brüning 
nicht von seiner Überzeugung abbringen, dass die Bank «rasch» zu einem 
der «führenden Kreditinstitute des Reiches» aufsteigen werde.73

Die neue Bank begriff  sich ausdrücklich als Sammelbecken für die Spar- 
und Kapitalkraft  der christlich orientierten Arbeitnehmer. Zur Ankurbelung 
des Bankgeschäft s wurden Werbeinitiativen  – vor allem in den Gewerk-
schaft sblättern – eingeleitet. Auf diese Weise entstand also neben den in viel-
facher Hinsicht in ein verschärft es Konkurrenzverhältnis tretenden Spar-
kassen und den Kreditgenossenschaft en ein weiterer Wettbewerber, der sich 
einer ganz spezifi schen Klientel widmen wollte: Neben den eigentlichen Ge-
werkschaft szielen sollte die Kapitalkraft  der Arbeiter in Eigenregie nutzbar 
gemacht werden.74 Bis 1933 blieb diese neue Institution die eigentliche Ver-
waltungsbank der christlichen Arbeitnehmerverbände. Es war daher wenig 
verwunderlich, dass die neue Sparte in der Bankenlandschaft  bei den Spar-
kassen und Genossenschaft en mit gemischten Gefühlen betrachtet wurde. 
Sie sahen sich einer «wachsenden Konkurrenz» gegenüber, der sie mit einem 
«Kampf mit allen Mitteln» begegnen wollten, ohne damit erfolgreich zu 
sein – zunächst jedenfalls nicht.75

Das Grundkapital der neu gegründeten Bank setzte sich aus 800 000 
Mark vinkulierten Namensaktien mit fünff achem Stimmrecht und weiteren 
1 200 000 Mark Inhaberaktien zusammen, die im Freiverkehr an der Essen-
Düsseldorfer Börse notiert wurden. Allerdings befand sich der größte Teil 
der Inhaberaktien im festen Besitz der angeschlossenen Organisationen. Die 
Vorzugsaktien waren zum ganz überwiegenden Teil im Besitz der Hauptver-
bände der christlichen Gewerkschaft en; die Übrigen wurden von den Ge-
nossenschaft en gehalten.76 Über den Gegenstand und den Umfang der Ge-
schäft e legte die Satzung in §§ 2 und 3 fest: «Gegenstand des Unternehmens 
ist der Betrieb von Bankgeschäft en aller Art und der Erwerb von Grund-
stücken zum Bankbetriebe, sowie die Beteiligung an anderen, hiermit zu-
sammenhängenden Unternehmungen. Das Geschäft sgebiet und die Dauer 
der Gesellschaft  sind nicht beschränkt.» Aus grundsätzlichen Erwägungen 
wurden im § 5 der Satzung festgelegt, Kleinaktien à 20 Mark für das Aktien-
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kapital einzuführen. Diese Aktien waren nach § 6 der Satzung nur mit 
 Zustimmung des Aufsichtsrats übertragbar, um die Kontinuität und den 
Charakter als Bank der christlichen Gewerkschaft en zu bewahren.

Stegerwald trat an die Spitze des achtköpfi gen Aufsichtsrats, der die füh-
renden Einrichtungen der christlichen Arbeiterbewegung repräsentierte. 
Der Löwenanteil des von den Gründern übernommenen Kapitals stammte 
vom DHV, der rund 29 Prozent der Aktien übernahm. Der Gewerkverein 
christlicher Bergarbeiter Deutschlands in Essen besaß ca. 25 Prozent, der 
Christliche Metallarbeiter-Verband in Duisburg ca. 18 Prozent, der Zentral-
verband christlicher Bauarbeiter Deutschlands in Berlin ca. 8 Prozent, der 
Zentralverband christlicher Textilarbeiter Deutschlands in Düsseldorf ca. 
7 Prozent, und ca. 3 Prozent waren in den Händen des Zentralverbands 
christlicher Fabrik- und Transportarbeiter Deutschlands in Berlin.77 Die übri-
gen 10 Prozent der Aktien verteilten sich auf weitere kleinere Verbände. In 
der letzten Aufsichtsratssitzung der Deutschen Volksbank AG am 18. Dezem-
ber 1933 wurden neben den oben genannten Verbänden mit Aktienbesitz 
noch einige weitere angeführt: der Zentralverband christlicher Holzarbeiter 
in Köln, der Zentralverband christlicher Lederarbeiter in Frankfurt am Main, 
der Zentralverband christlicher Tabakarbeiter in Düsseldorf, der Zentral-
verband der Arbeiter in öff entlichen Betrieben und Verwaltungen in Köln, der 
Reichsverband der Molkerei- und Käserei-Angestellten, die Gewerkschaft  
deutscher Eisenbahner, der Gutenbergbund und der Verband der weiblichen 
Handels- und Büroangestellten in Berlin. Auch mehrere Konsumgenossen-
schaft en in Köln, Mönchengladbach, Duisburg und Düsseldorf fanden sich 
auf der Liste der Aktionäre.78

Die bedeutende Rolle, die der DHV bei der Genese der Gewerkschaft s-
bank spielte, kam nicht von ungefähr. Er beschrieb im Herbst 1922 die 
 Motive für seine Beteiligung an der Bank der christlichen Gewerkschaft en 
wie folgt:

«Sie hat die Aufgabe, die Kapitalkraft  der Kaufmannsgehilfen und der christlich-
nationalen Arbeiter und Beamten zusammenzuführen und sie so zu einem Ins-
trument gewaltiger Machtentfaltung zu gestalten. Bei der von uns erstrebten Neu-
ordnung des Verhältnisses zwischen Kapital und Wirtschaft  wird dann unsere 
Gewerkschaft sbank eine wichtige Rolle zu spielen haben. Schon jetzt hat sie durch 
ihre auf die Ziele der christlich-nationalen Arbeitnehmerbewegung eingestellte 
 Tätigkeit wichtige Aufgaben erfüllen können. Sie stattete wirtschaft liche Unterneh-
mungen der christlich-nationalen Arbeitnehmerbewegung mit dem erforderlichen 
Kredit aus und ersetzt die Bankverbindungen, welche die Organisationen bisher 
lediglich bei den kapitalistischen Aktienbanken fi nden konnten.»79
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Die Deutsche Volksbank entsprach damit dem typischen Muster einer Arbeit-
nehmerbank. Das Bankgeschäft  war nicht Selbstzweck, sondern eine «wirt-
schaft spolitische Aufgabe». Arbeitnehmerbanken sollten schließlich «in ers-
ter Linie ein Hilfsmittel der Gewerkschaft en bzw. der Arbeitnehmerschaft  im 
Wirtschaft skampfe sein», zur «sozialen Besserstellung der Arbeitnehmer-
schaft » beitragen und durch die Schaff ung eigener wirtschaft licher Einrich-
tungen «regulierend oder umgestaltend in der Wirtschaft » wirken.80

Der Gewerkverein christlicher Bergarbeiter stand gewissermaßen am an-
deren Ende des politischen Spektrums innerhalb der christlichen Gewerk-
schaft en. Er wurde in der Weimarer Republik von dem Essener Heinrich 
Imbusch geführt, der in der Deutschen Volksbank eine Schlüsselrolle einneh-
men sollte. Imbusch, eine heute zu Unrecht fast vergessene Persönlichkeit, 
war ein starker Mann in der christlichen Gewerkschaft sbewegung, der sich 
als Bergmann und Sachwalter der Arbeiterinteressen einen Namen gemacht 
hatte und schon vor dem Ersten Weltkrieg trotz aller Querelen im katho-
lischen Lager zu einem selbstbewussten Verkünder des Gewerkschaft s-
gedankens geworden war.81 Von 1919 bis 1933 saß er ununterbrochen als 
 Abgeordneter des Zentrums im Reichstag und machte sich als vehementer 
Kritiker der Ruhrindustriellen einen Namen. Der Gewerkverein hatte sich 
früh zur demokratischen Revolution von 1918 bekannt und gerade in Essen – 
ganz in Übereinstimmung mit Adam Stegerwald und dem Gesamtverband 
der christlichen Gewerkschaft en  – einen vermittelnden Kurs zwischen den 
weitgehenden Forderungen der freien Gewerkschaft en und den Bergwerks-
betreibern gesucht. Während die Einführung des Achtstundentags für Berg-
arbeiter seitens des Vereins begrüßt wurde, lehnten Stegerwald und Imbusch 
weitere Arbeitszeitsenkungen ab.82

Das Verhältnis zwischen Imbusch und Stegerwald war von starken poli-
tischen Diff erenzen geprägt, die ihren Ursprung bereits im Kaiserreich hatten: 
Stegerwald hatte als Generalsekretär des Gesamtverbands der christlichen 
Gewerkschaft en den Einfl uss des Gewerkvereins als größte Einzelgewerk-
schaft  innerhalb des Gesamtverbands zurückgedrängt.83 Imbusch kritisierte 
jedoch die von Stegerwald betriebene enge Zusammenarbeit mit dem DHV: 
Es gebe, so Imbusch, keine Gemeinsamkeiten außer der Ablehnung der 
 Sozialdemokratie.84 Damit positionierte er sich in der Weimarer Republik 
implizit gegen den größten Anteilseigner der Deutschen Volksbank. Durch 
die politischen Querelen off enbarte sich eine dauerhaft e Schwäche der 
christlichen Gewerkschaft en.

Auf Beschluss der Hauptversammlung vom 19. Oktober 1922 erfolgte die 
offi  zielle Verlegung der bereits in Deutsche Volksbank AG umbenannten Bank 
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nach Essen. De facto hatte sich zu diesem Zeitpunkt der Schwerpunkt ihrer 
Geschäft stätigkeit längst von der Spree ins Ruhrgebiet verlagert. Die dortige 
Zweigniederlassung war als Hauptgeschäft sstelle für das Rheinland und 
Westfalen von zentraler Bedeutung: Die Hauptgeschäft e der gewerkschaft lich 
orientierten Bank wurden nun einmal im rheinisch-westfälischen Industrie-
gebiet abgewickelt – eine Region, die nun noch stärker zusammenwuchs, wie 
damals hellsichtig bemerkte: «Von Dortmund bis Duisburg wird alles bebaut, 
die gigantische Stadt an Ruhr und Rhein tritt alsdann ins Leben. Gegenwärtig 
ist es noch die werdende Ruhrstadt, wie wir sie nennen wollen.»85

Essen war als Standort jedoch auch eine symbolische Wahl: Obwohl die 
Stadt zu diesem Zeitpunkt bereits zu einem wichtigen Handels- und Verwal-
tungszentrum avanciert war, stellte die Arbeiterschicht nach wie vor einen 
gewichtigen sozialstrukturellen Faktor dar. Als Zeitpunkt der offi  ziellen Sitz-
verlegung von Berlin nach Essen wurde der 1. Januar 1922 festgelegt, obwohl 
der tatsächliche Sitz des Instituts noch bis zum 19. Oktober Berlin blieb.86

Die Verhältnisse in Essen waren zunächst noch beengt. Im Geschäft sbe-
richt für das Jahr 1922 hieß es: «Mit dem 1. Januar 1922 wurde die erste Ge-
schäft sstelle in Essen, in dem Hause Schützenbahn 24, eröff net. Die Essener 
Geschäft sstelle nahm ihre Arbeit mit 5 Angestellten auf. Im Laufe des Jahres 
musste die Zahl der Beamten auf 22 erhöht werden.»87 Die kleine Geschäft s-
stelle, ein roter Backsteinbau zwischen dem Rathausneubau und der Syna-
goge, war nur angemietet, ebenso wie das Zweigbüro im zweiten Stock des 
damaligen Verwaltungsgebäudes des Gewerkvereins christlicher Bergarbeiter 
Deutschlands. Allerdings wurde schon 1923 festgestellt, dass die «Raumver-
hältnisse in Essen […] in keiner Weise mehr den an die Bank gestellten For-
derungen» genügten und sie daher «nur als Provisorium» zu betrachten 
seien.88 Abhilfe sollte der mithilfe der in Essen ansässigen Deutschen Grund-
erwerbsgesellschaft  mbH ermöglichte Ausbau eines eigenen Gebäudes schaf-
fen, dessen Bezug für Herbst 1923 angekündigt war. Dieser Umzug verzö-
gerte sich jedoch noch um einige Monate. 1924 bezog die Bank das erste 
eigene Gebäude im Essener Bankenviertel (im III. Hagen 64), gegenüber 
dem Kaufh aus Cramer & Meermann und unweit der belebten Limbecker-
straße, dem damaligen städtischen Einkaufszentrum. 

Für den Bedeutungszuwachs des rheinisch-westfälischen Industrie-
gebiets sprach, dass Heinrich Imbusch schon bald nach der Verlegung des 
Haupt sitzes nach Essen den Direktoren einen Bankfachmann aus der Region 
an die Seite stellte: Hermann Neul kam von der  renommierten Essener 
 Credit-Anstalt (ECA). Über ihn gibt es eine der  wenigen zeitgenös sischen 
Charakterisierungen: «Von der Statur her und mit Bart stellte er zwar etwas 
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dar, war für die Bank aber nicht mehr als ein braver und gut mütiger Buchhal-
ter, der er auch bei der ECA war. Er liebte mehr Gespräche und Unterhaltung 
und weilte zu diesem Zweck gern und oft  außerhalb der Bank, meist in  Essens 
bekanntem Café Feuser.»89

Der Aufsichtsrat der Deutschen Volksbank spiegelte – entsprechend dem 
Aktienkapital – ganz die christlich-gewerkschaft liche Struktur. Ihm gehör-
ten als Vorsitzender der ehemalige Preußische Ministerpräsident und Chef 
des Gesamtverbands der christlichen Gewerkschaft en Adam Stegerwald, so-
dann als stellvertretender Vorsitzender der Vorsitzende des Gewerkvereins 
christlicher Bergarbeiter und MdR des Zentrums Heinrich Imbusch an, der, 
mehr noch als Stegerwald, der «Geist dieses Bankunternehmens»90 war, 
 obwohl er der Gründung einer Gewerkschaft sbank am Anfang skeptisch ge-
genübergestanden hatte. Der Wechsel der Bank von Berlin nach Essen und 
der Eintritt Neuls in den Vorstand deuteten bereits darauf hin, dass der Ein-
fl uss Imbuschs größer geworden war.

Die Namen der anderen Aufsichtsratsmitglieder lasen sich ebenfalls wie 
das «Who’s Who» der christlichen Gewerkschaft en: Zu ihnen zählten Chris-
tian Winter als Vertreter des DHV sowie als Vorsitzender des Zentralver-
bands der Forst-, Land- und Weinbergarbeiter Deutschlands und zugleich 

Eine der wenigen erhaltenen 
Darstellungen der Zentrale 
der Deutschen Volksbank als 
Einrichtung der christlichen 
Gewerkschaften im Essener 
Bankenviertel, III. Hagen 64. 
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zweiter Vorsitzender des Gesamtverbands christlicher Gewerkschaft en. Franz 
Behrens war für die DNVP Reichstagsabgeordneter. Die meisten Aufsichts-
ratsmitglieder gehörten dem Zentrum an, viele sogar als Reichstagsabgeord-
nete. Zu den bekanntesten zählte der Direktor des Reichsverbands der Kon-
sumvereine Peter Schlack. Einfl ussreich waren auch Heinrich Fahrenbrach, 
der Vorsitzende des Zentralverbands christlicher Textilarbeiter, Joseph Wie-
deberg, der Vorsitzende des Zentralverbands christlicher Bauarbeiter; schließ-
lich Martin Fromm vom Zentralverband christlicher Fabrik- und Transport-
arbeiter.

Der Metallformer Franz Wieber aus Duisburg, der Vorsitzende des 
mächtigen Christlichen Metallarbeiterverbands, galt als bedeutende und 
einfl ussreiche Persönlichkeit, die für die Verankerung der Deutschen Volks-
bank im Ruhrgebiet eine wichtige Rolle spielte.91 Duisburg war ein Zentrum 
der Montanindustrie und eine Hochburg der katholischen Arbeitervereine. 
Wieber war es zu verdanken gewesen, dass sich 1899 der Fachverband des 
katholischen Arbeitervereins und die Duisburger Formerfachvereinigung zum 
Christlichen Metallarbeiterverband zusammengeschlossen hatten. Dieser 
verfolgte von Beginn an bewusst einen parteipolitischen und konfessionel-
len Neutralitätskurs und war damit erfolgreich: In ganz Deutschland hatte 
der mächtige Verband über 1500 Verwaltungsstellen, die Zahl der Mitglie-
der stieg von 42 000 bei Ausbruch des Ersten Weltkriegs auf über 100 000 
im Jahr 1928 – eine solide Basis für eine erfolgreiche Bildungs- und Lobby-
politik. Wieber teilte zwar die sozialdemokratische Kritik an der Unterdrü-
ckung der Arbeiter, verurteilte jedoch deren «Wettern gegen die ‹Pfaff en›, 
Religion und Gottesglauben».92 Als enger Weggefährte Heinrich Imbuschs 
gehörte er dem linken Flügel der Gewerkschaft en an. Sein Verband hatte 
die Hauptgeschäft sstelle in Duisburg in einer Villa am Stapeltor, wo sich 
auch eine Filiale der Deutschen Volksbank befand.93

Die von Peter Schlack vertretenen Konsumvereine stellten ebenfalls eine 
nicht zu unterschätzende Wirtschaft smacht dar. In einer Werbeschrift  der 
Deutschen Volksbank mit dem Titel «Die organisierte Sparkraft » wurde Mitte 
der 1920er-Jahre auf die außerordentliche Macht dieses Zusammenschlusses 
verwiesen: Dem christlich orientierten Reichsverband deutscher Konsum-
vereine, der über eine Großeinkaufs- und Produktions-AG deutscher Konsum-
vereine (Gepag) mit mehreren genossenschaft lichen Fabriken verfügte, 
 gehörten Ende 1924 etwa 390 Vereine an; die Zahl der Mitglieder erreichte 
rund 735 000 und hatte allein seit 1914 um mehr als eine halbe Million Mit-
glieder zugenommen. Der Jahresumsatz betrug rund 100 Millionen Reichs-
mark; beschäft igt wurden insgesamt 5745 Personen. Für die genossenschaft -


